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Vorwort 
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Kulturwissenschaften der Justus-Liebig-Universität Gießen zur Eröffnung des Habilita-
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zum Thema „Illusion Inklusion? Eine Analyse im Lichte der Habitus-Theorie Bourdieus“ 

mit der Venia Legendi „Erziehungswissenschaften unter besonderer Berücksichtigung 

der Bildungssoziologie“ erfolgreich abgeschlossen. 

 

In diesem Rahmen sei besonders Prof. Dr. Ludwig Stecher für seine stets hilfreiche 

Begleitung, Betreuung und gutachterliche Tätigkeit in diesem Prozess ausdrücklich 

gedankt; ebenso Prof. Dr. Thomas Brüsemeister, der diesen Weg als Zweitgutachter 

konstruktiv begleitet hat. Dies gilt auch für Frau Prof. Dr. Anne Sliwka für die Erstellung 

des Drittgutachtens. 
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1 Bezugsrahmen, Ziele und Fokus der Abhandlung 

 

„Demokratie heißt Selbsterziehung und Information des Volkes. 
Es lernt nachzudenken. Es weiß, was geschieht. Es urteilt. 

Die Demokratie fördert ständig den Prozess der Aufklärung.“ 
Karl Jaspers 1966, S. 62 

 

„Das einzige und beste Werkzeug, um noch im gegenwärtigen Geschlecht 
in Deutschland eine Demokratie zu errichten, ist die Erziehung.“ 

Vorschläge der amerikanischen Erziehungskommission 1946; zit. nach Borcherding 1965, S. 66 

 

Der Zusammenhang zwischen dem politisch-demokratischen System sowie der Bil-

dung und Sozialisation der Gesellschaftsmitglieder ist seit der Antike Diskussionsge-

genstand, der je nach theoretischem Standort, empirischen Einsichten und politischen 

Überzeugungen nach wie vor differenziert betrachtet wird (vgl. Hentig 2009; Schulz 

2002). Ventiliert werden grundsätzliche Fragen nach den sozialen Strukturen, Prozes-

sen sowie Mechanismen, innerhalb derer sich demokratische Werthaltungen und 

Handlungsbereitschaften entwickeln, tradieren bzw. ändern. In unterschiedlicher Weite 

geraten dabei jene Erziehungs- und Bildungsinstitutionen ins Visier, denen die Aufgabe 

zugewiesen wird, durch die Sozialisierung der nachwachsenden Generation zur Stabili-

tät und Fortschreitung der demokratischen Gesellschaft beizutragen. Im Rahmen der 

theoretischen Auseinandersetzung haben sich zwei zum Teil durchaus konträre Positi-

onen herauskristallisiert: so zum einen eine eher ökonomischen Strukturen zugewand-

te, auf den Homo oeconomicus gerichtete Denk- und Handlungsweise, zum anderen 

die Vorstellung eines deutlicher auf die Förderung von Emanzipation und Mündigkeit 

gerichteten Potenzials des Individuums (vgl. Schmidt 2000). 

 

Entsprechend sind die durchaus zahlreichen modernen theoretischen Ansätze in die-

sem Spannungsfeld positionierbar. Sie konzipieren Demokratie entweder als Methode, 

deren Aufmerksamkeit sich auf makrostrukturelle Bedingungen, deren Niederschlag im 

Handeln der Akteure für den funktionalen Machterwerb und deren -sicherung richtet – 

neben Weber (1988a) gelten hier auch Downs (1957) und Schumpeter (1993) als de-

ren herausgehobene Vertreter – oder aber als identitäre Lebensform; d.h. demokrati-

sche Haltungen und Überzeugungen werden zum inkorporierten Teil des Daseins und 

in ihrer Summe prägendes Merkmal der Gesellschaft. Für diesen Ansatz sind Rousse-

au (1977), Habermas (1990) sowie Offe (1998) zu nennen. Der Literatur folgend man-

gelt es also weniger an grundsätzlichen Überlegungen und gesellschaftspolitischen 

Erwartungen. Vielmehr fehlen, von Ausnahmen abgesehen (vgl. im Überblick 

Rippl/Seipel 2012), empirisch fundierte Einblicke in die Verbindungen zwischen poli-

tisch-demokratischen Werthaltungen und Bildungsinstitutionen sowie deren Akteure, 
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die dort gesellschaftspolitisch wirken und zur Sozialisierung jener Individuen beitragen, 

die dem theoretisch zugeschriebenen Horizont entsprechen sollen. 

 

Dabei ist im Besonderen der strukturelle und inhaltliche Beitrag von Schule und Hoch-

schule zur politisch-demokratischen Entwicklung der jungen Generation im deutsch-

sprachigen Raum wenig empirisch erforscht – die Arbeiten von Grob (2009) oder Bar-

gel (2008) seien positiv und exemplarisch erwähnt –, obgleich deren Bedeutung in den 

institutionellen Idealen und Aufgaben zum Ausdruck kommt (vgl. KMK 2009) und in 

den letzten Jahren keineswegs an Relevanz verloren hat (vgl. Reinhardt 2016; Dippel-

hofer 2011a). Damit bleibt die diesen Institutionen theoretisch wie gesellschaftsprak-

tisch zugeschriebene Relevanz ebenso unterbeleuchtet wie der Realisierungsgrad die-

ser Verbindung, den es bereits bei Kindern zu fördern und zu festigen gilt. Das Ver-

hältnis von Demokratie und politischer Sozialisation geriert somit zu einem einheimi-

schen Feld der Erziehungswissenschaft wie der Bildungssoziologie. Besonders um die 

Aushöhlung demokratischer Ideale bei den Gesellschaftsmitgliedern und den Bedeu-

tungsverlust ihrer Institutionen zu verhindern, ist es mehr als nur geboten zu explorie-

ren, inwieweit die normativen Zielvorgaben in Übereinstimmung mit dem bestehenden 

politischen Selbstverständnis stehen (vgl. Tocqueville 1985; Offe 1996). Weiterhin ist 

zu fragen, welche Herausforderungen sich für Hochschule und Lehrerschaft daraus 

ergeben. 

 

Die Brisanz tritt besonders dann anschaulich zutage, wenn Akteure, die per definitio-

nem dem Bildungsauftrag verpflichtet sind, diesen konterkarieren. Als prominentestes 

Beispiel ist hier der beurlaubte Gymnasiallehrer Bernd Höcke zu nennen, dem als ein 

führender Politiker der Alternative für Deutschland (AfD) in den Medien sowie in der 

öffentlichen Diskussion ein revisionistisches und rechtsradikales Gedankengut zuge-

sprochen wird und der gleichzeitig in seiner Rolle als Lehrkraft aufgefordert ist, poli-

tisch-demokratische Werthaltungen überzeugend zu vertreten. So dürfte eine solche 

den demokratischen Werten gegenüber nicht gefestigte, möglicherweise gleichgültige 

oder sich konträr verhaltende Lehrkraft zuvorderst für jene Heranwachsende folgen-

reich sein, die aus einem mit diesen Werten wenig verankerten sozialen Gefüge stam-

men – das bezieht sich auch auf Personen mit Flüchtlings- bzw. Migrationshintergrund. 

 

Die vorliegende Abhandlung wendet sich diesem Problemhorizont zu. Sie beabsichtigt, 

einen Überblick über den Stand der wissenschaftlichen Diskussion zu geben, vorlie-

gende empirische Befunde vorzustellen und Folgerungen für die erziehungs- und sozi-

alwissenschaftlichen Diskussionen, aber auch die Bildungspolitik zu ziehen. Sie prä-

sentiert den rahmenden Teil der kumulativen Habilitationsleistung, die dem Fachbe-

reich 03 Sozial- und Kulturwissenschaften der Justus-Liebig-Universität Gießen vorge-
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legt wird. Im Einzelnen geht es darum, die bei der Vermittlung demokratischer Werte 

an Studierende und künftige Lehrkräfte – jenen also, die später, zumal im Unterricht, 

die verantwortlichen Akteure sein werden – auftretenden Spannungsfelder und den 

Beitrag von Schule und Hochschule aufzuzeigen, ihre Fundierung in theoretischen An-

sätzen wie Werthaltungen und Vorstellungen der Handelnden zu ergründen und Kon-

sequenzen, die sich für die Bildungsinstitutionen ergeben, abzuleiten. Diese Abhand-

lung möchte den Themenkomplex der politisch-demokratischen Werthaltungen von 

Hochqualifizierten als einen grundlegenden Teil der Bildungs- und Hochschulforschung 

in den Diskurs einbetten und in seiner wissenschaftlichen wie gesellschaftlichen Rele-

vanz etablieren. Hierfür werden zum einen ausgewählte theoretische Ansätze präsen-

tiert, die bildungs- und demokratiespezifische Überlegungen sowie deren sozialisatori-

schen Gehalt spiegeln. Zum anderen liegt der Schwerpunkt auf den mittels standardi-

sierter Erhebungen erfassten empirischen Erkenntnissen in diesem Feld, die vom Au-

tor sowohl in eigenen Projekten – etwa in der Studie an der Pädagogischen Hochschu-

le Freiburg – als auch als Mitarbeiter im Evaluationsprojekt Praxissemester an der Uni-

versität Gießen aufgegriffen sowie durch sekundäranalytische Auswertungen vorhan-

dener Datenbestände im Rahmen des Studierendensurveys generiert wurden. 

 

Das Augenmerk gilt primär den Studierenden und zuvorderst – in Rekurs auf die klas-

sische Arbeit von Parsons/Platt (1990) – deren politisch-demokratischen Werten. Das 

resultiert daraus, dass Angehörige dieser sozialen Gruppe nach dem Ende ihres Studi-

ums überproportional häufig in gesellschaftliche Schlüsselstellungen gelangen und 

entscheidend an der Konstruktion der sozialen Wirklichkeit teilhaben (vgl. Hoffmann-

Lange 1992; Hartmann 2004); sie sind damit zentraler Teil des bestehenden politisch-

demokratischen Systems. Ein besonderer Blick richtet sich auf die Gruppe der künfti-

gen Lehrerinnen und Lehrer. Ihnen wird in ihrer späteren Rolle zugeschrieben, jene 

Werte zu vermitteln und weiterzutragen, die der Gesellschaft zugrunde liegen und als 

gemeinsamer sowie für ein soziales Zusammenleben verbindlicher Nenner gelten. In 

ihrer Bedeutung, entsprechende Orientierungen zu tradieren und zu stärken, sind sie 

zugleich Träger von einschlägigen Werten und Sozialisationsinstanz für die nachwach-

senden Generationen, denen sie in Schule und Unterricht begegnen. Gelten Bildungs-

einrichtungen in ihrer Wirkung „als personverändernde und person-prozessierende 

Einrichtungen“ (Hurrelmann/Engel 1989, S. 96), befinden sich die künftigen Lehrkräfte 

also in einer doppelten Position bzw. Herausforderung: Als Studierende ist ihr politisch-

demokratisches Wertefundament zu festigen bzw. zu pointieren und als Berufstätige 

obliegt ihnen die Begleitung der entsprechenden Sozialisationsprozesse der Kinder 

und Jugendlichen. Das ist umso wichtiger, als die schulischen Effekte bis in das Er-

wachsenenalter hinein relativ stabil bleiben (vgl. Grob 2009). Der auf mehreren Ebenen 
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und über einen längeren Zeitraum anzusiedelnde forscherische Blick (vgl. 

Fend/Berger/Grob 2009) sollte diesen Prozessen der funktionalen Aufrechterhaltung 

einer demokratischen Gesellschaft gelten – und damit den Lehrkräften, die individuelle 

und soziale Charaktere formen, deren Handlungsweisen die „Zugehörigkeit zu dieser 

Gesellschaft“ spiegeln und die „genau das zu tun wünschen, was sie notwendigerweise 

tatsächlich zu tun haben. Äußerer Druck wird durch inneren Zwang und eine besonde-

re Art menschlicher Energie ersetzt, die in die Charakterzüge einfließt“ (Fromm 1980, 

S. 210; Hervorh. i.O.). 

 

Zu analysieren sind dabei die empirisch hervortretenden politisch-demokratischen 

Überzeugungen der Hochqualifizierten insgesamt und die der Lehramtsstudierenden 

im Besonderen. Von Interesse sind die Kovariationen zwischen den Indikatoren des 

Wertesyndroms sowie mit weiteren Wirkgrößen – so neben sozialen Merkmalen wie 

Geschlecht und sozialer Herkunft auch hochschulbezogene Faktoren, etwa die Semes-

terlage oder das Studienfach. Ferner ist zu erkunden, inwieweit die Befragten ihren 

Berufsstand in der Verantwortung sehen und in ihrer Ausbildung vorbereitet werden, 

Heranwachsende an die Demokratie heranzuführen. Auf Grundlage der Befunde aus 

den verschiedenen Erhebungen ist zu sondieren, welche Mängel und Ansatzpunkte für 

strukturelle bzw. institutionelle Veränderungen sich dabei im Studium zeigen. Hier an-

knüpfend sind die Bemühungen, die für eine Demokratie als zentral geltenden Prämis-

sen zu vermitteln (vgl. Müntefering 2005), zu beleuchten sowie ein Vergleich zwischen 

dem erwarteten Demokratieverständnis und dem der künftigen Elite zu ziehen – und 

damit eine seit langem postulierte Diskrepanz zwischen Anspruch und Realität (vgl. 

Glotz/Malanowski 1982) empirisch zu prüfen. Hierfür die Sicht der zentralen Akteure 

nicht einzubeziehen, wäre ein Mangel und dürfte eine rationale Gesellschaftsanalyse 

mindern (vgl. Popitz et al. 1952). In Rechnung zu stellen ist nicht zuletzt, dass sich die 

individuellen wie gesellschaftlichen Vorstellungen in der Zeit wandeln und generations-

spezifisch gestalten können (vgl. Mannheim 1970). So bietet es sich an, grundlegende 

Strukturen und Instrumente sowie die Werteaneignung und -vermittlung zu fokussieren, 

um die Wirksamkeit bzw. Effektivität des sich wandelnden Bildungssystems zu ergrün-

den und die sich daraus ergebenden Herausforderungen für das Studium wie für die 

Lehrerschaft aufzudecken. 

 

Dies zugrunde legend beabsichtigen die folgenden Ausführungen, einen Einblick in die 

theoretischen und empirischen Rahmungen zu geben, den Stand der Erkenntnisse 

sowie Forschungslücken aufzuzeigen. Darauf basierend werden Vorschläge für die 

weitere empirische Auseinandersetzung mit diesem Thema und für die Praxis formu-

liert. Grundlage dafür sind die bisherige Forschung und die Publikationen des Autors. 
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Aus diesem Grund beziehen sich die Erörterungen auf die vom Autor bislang geleistete 

Literaturarbeit und auf ausgewählte, in Publikationen verfügbare empirische Befunde.1 

 
Hinweise zur Gliederung 
 

Der vorliegende Text umfasst fünf Teile. Dieser Darstellung der Zielsetzung folgt in 

Kapitel 2 die Skizzierung des theoretischen Fundaments: Es widmet sich den politisch-

demokratischen Werten sowie dem Verhältnis zwischen ihnen und diskutiert sodann 

grundlegende theoretische Ansätze entlang des Spannungsfeldes zwischen der De-

mokratie als Methode und als Lebensform. Zur Sprache kommen der damit verbunde-

ne gesellschaftliche Anspruch sowie die entsprechende Bildung und deren prozesshaf-

te wie institutionelle Ausgestaltung. Enthalten sind hier auch begriffliche Zuspitzungen 

und Unterscheidungen. Kapitel 3 wendet sich dem Beitrag der empirischen Hochschul-

forschung als Teil der Bildungsforschung zu und nimmt eine eher makrostrukturelle 

Perspektive ein. Aufgegriffen werden Aspekte der Studiensituation und des studenti-

schen Daseins sowie die Wertevermittlung bei der künftigen Elite. Dabei wird kein An-

spruch auf eine umfassende Präsentation der differenzierten Perspektiven erhoben; 

vielmehr kann nur ein exemplarischer Blick auf die spezifischen Standpunkte geworfen 

werden. Dem folgt in Kapitel 4 die zentrale Präsentation der empirischen Befunde. 

Hierfür werden neben der Methodik und den Datengrundlagen zunächst Befunde zu 

den Rahmenbedingungen des Studierens analysiert und Rekurs auf die Erkenntnisse 

über die Werthaltungen der Befragten genommen. Sodann werden die wichtigsten Er-

gebnisse aus den Studien des Autors vorgestellt: zum einen zu den politisch-

demokratischen Orientierungen und Werthaltungen der Studierenden an den Universi-

täten und der Pädagogischen Hochschule, zum anderen werden die Beziehungsge-

flechte zwischen den Indikatoren der zentralen Begriffe sowie die sozialen und indivi-

duellen Determinanten ergründet. Auf dem Prüfstand stehen ferner die Zuschreibung 

von Verantwortlichkeit durch die Lehramtsstudierenden und die Vorbereitung darauf, 

diese in die Schulpraxis hineinzutragen. Eine kurze Zusammenfassung und die Inter-

pretation der Befunde schließen sich an. Die Ausführungen münden mit Kapitel 5 in 

eine gesamthafte Würdigung. Beleuchtet werden gesellschaftspraktische und hoch-

schulische Konsequenzen sowie Desiderate für die weitere Forschung. 

 

Den Anmerkungen folgen die Publikationen des Autors, die als Habilitationsleistung 

eingereicht wurden (vgl. Bargel/Bargel/Dippelhofer 2008; Dippelhofer 2011a; Dippel-

hofer 2013; Dippelhofer 2014a; Dippelhofer 2014b; Dippelhofer 2015). 
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2 Werthaltungen als Element von Demokratie und Bildung 
 

In der öffentlichen Diskussion wie in der wissenschaftlichen Debatte wird „Werten“ und 

ihrer Vermittlung ein hoher Stellenwert zugewiesen – zumal in Verknüpfung mit demo-

kratischen Orientierungen, die als Grundlage für das bestehende Gesellschaftsmodell 

gelten. Hierbei hat Bildung dahingehend eine zentrale Rolle, diesen Vermittlungspro-

zess einzuleiten, zu steuern, nachhaltig zu realisieren und hinsichtlich seines Gelin-

gens konstruktiv zu prüfen. Entsprechend widmet sich das vorliegende Kapitel ver-

schiedenen theoretischen Positionen, die diese Thematik beleuchten. Durch ihre Viel-

falt ist dies nicht in absoluter Gänze, sondern nur in einer eher exemplarischen Absicht 

umsetzbar. So wird hinsichtlich eines besseren Verständnisses zuvorderst das zentrale 

Konstrukt Werte in seiner Bedeutung für die Demokratie diskutiert (2.1). Dem folgt eine 

Auseinandersetzung mit ausgewählten theoretischen Demokratieansätzen, in denen 

sich spezifische Werte und deren Vermittlung spiegeln (2.2). Hinsichtlich der funda-

mentalen Stellung von Bildung schließt sich eine Diskussion über deren Inhalte und 

Grundlagen an (2.3); ferner wird diese auf die Bedeutung von Bildungsinstitutionen und 

deren Vermittlung politisch-demokratischer Werte ausgeweitet (2.4). Dies abschließend 

wird die Verknüpfung von Demokratie und Bildung erörtert (2.5). 

 

2.1 Werte und ihre Bedeutung für die Demokratie 
 

Die Verwendung und Ausgestaltung des Begriffs „values“ basiert auf den Vorschlägen 

von Kluckhohn (1951). Er sieht darin „a conception, explicit or implicit, distinctive of an 

individual or characteristic of a group, of the desirable which influences the selection 

from available modes, means, and ends of action“ (S. 395). Vor allem von Talcott Par-

sons aufgegriffen und in die soziologische Diskussion eingeführt, liegt dieser Lesart 

folgend darin „keine Eigenschaft von Objekten, sondern eine Komponente der Struktu-

rierung (patterning) von Handeln, eine Komponente, die einen oder mehrere daran 

orientierte Aktoren auf ein oder mehrere Objekte bezieht. Als ‚Vorstellung‘ wie auch als 

‚Orientierungsmuster‘ sind Werte kulturelle Objekte, die durch Institutionalisierung zum 

charakteristischen Merkmal von Gruppen werden können“ (Parsons/Platt 1990; S. 56; 

Hervorh. i.O.). Die Rolle von Werten basiert darauf, dass sie Präferenzen zur Beurtei-

lung und Bewertung sozialer Erfordernisse präsentieren und eine nachhaltige soziale 

Komponente aufweisen (vgl. Gensicke/Neumaier 2014). Sie skizzieren gegenstands-

bezogene und situationsübergreifende Haltungen, die gesellschaftlich geteilt werden. 

Als institutionalisierte „Orientierungspunkte für die Normen des Handelns“ (Meulemann 

1996, S. 27) bieten sie eine Art Wegweiser des Wünschenswerten. Ihnen sind gesell-

schaftlich transportierte Normalitätsvorstellungen immanent, die Verhalten bzw. Hand-
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lungen prägen. Von den Individuen verinnerlicht, formen sie sich zu Leitbildern, die auf 

die weiteren Sozialisationsprozesse wirken. 

 

Anders als das besonders in der Psychologie prominente Konstrukt „Einstellungen“, 

das sich auf situative Merkmale und individuelle Präferenzen des Handelns bezieht 

sowie „kognitive, affektive und behaviorale Komponenten beinhalten kann“ (Bier-

hoff/Rohmann 2014, S. 87), fungieren Werte als ein ideeller Bezugsrahmen in der Ge-

sellschaft, der aber nicht in jeder konkreten Situation handlungsleitend sein muss. Ent-

sprechend unterscheiden sich in der empirischen Forschung die Operationalisierungen 

der beiden Begriffe. Ihre Definitionen sind aber nicht gänzlich trennscharf und weisen 

gewisse Uneinheitlichkeiten sowie Überschneidungsmengen auf. Für die vorliegenden 

Analysen genügen aber die hier herausgearbeiteten, wesentlichen Merkmale des er-

kenntnisleitenden Begriffs „Werte“ bzw. die synonym verwendeten „Werthaltungen“ 

und „-orientierungen“.2 
 

Durch ihren grundsätzlichen Charakter erscheinen Werte insoweit für die Stabilität ei-

ner Demokratie relevant, als dass diese politische Formation in hohem Maße selbst 

wertfundiert ist. Sie ist darauf angewiesen, dass die Gesellschaftsmitglieder die auf das 

System bezogenen Orientierungen bewusst wahrnehmen und aktiv vertreten. Um dies 

zu gewährleisten, bedarf es politischer, partizipativer und mündiger Individuen (vgl. 

Edelstein 2010), die ihrerseits in Bildungsinstitutionen so geformt und geprägt werden, 

dass deren grundlegende Inhalte als feste Bestandteile in die individuellen charakterli-

chen Züge und Vorgehensweisen eingehen (vgl. Fromm 1980). In diesen Einrichtun-

gen sind demokratische Werte institutionalisiert und werden bzw. sind als offizieller 

Bildungsauftrag ein Teil des gesamten Kontextes, in dem sich die Sozialisation voll-

zieht. Dieser Rahmen ermöglicht die Organisation der „wichtigsten sozialen Kräfte in 

der Weise, daß [sic!] sie gemeinsam zur Herstellung oder Aufrechterhaltung eines 

normativ bestimmten Zustands beitragen“ (Parsons/Platt 1990, S. 51) – auch wenn die 

Wirkung auf die Individuen nicht deterministisch ist. 

 

Die in Institutionen geronnenen Werte sind von enormem gesellschaftspraktischem 

Interesse: Nach 1945 durch die Alliierten gestützt, sollten sie ein friedliches, humanisti-

sches und soziales Zusammenleben ermöglichen und totalitäre Regime vermeiden 

(vgl. Gerhardt 2005). Im Vergleich zur Weimarer Republik war man nach dem Zweiten 

Weltkrieg gerade in Deutschland bestrebt, sie nicht nur strukturell, sondern individuell 

tiefgreifender zu verankern und zu realisieren. So zielten die ersten westeuropäischen 

Initiativen auf eine Verbesserung der Lebensumstände und ein friedliches Zusammen-

leben aller ab. Durch „konkrete Tatsachen“ – etwa eine „Solidarität der Produktion“ – 

sollte „jede[r] Krieg [...] nicht nur undenkbar, sondern materiell unmöglich [werden]“ 



16 

(Schumann 1950, o.S.) und in ein gemeinsames und demokratisches Europa münden; 

dieses galt bereits während des Zweiten Weltkrieges als einziger Weg für ein friedli-

ches und soziales Zusammenleben (vgl. Spinelli/Rossi/Colorni 1941). Die dafür rele-

vante und auch in Deutschland bestehende Akzeptanz demokratischer Grundlagen, 

auf die schon Montesquieu (1965) hingewiesen hat, dürfte Resultat einer entsprechen-

den Bildungsarbeit in Bildungseinrichtungen wie Schule und Hochschule sein. Neben 

einer unmittelbaren Erziehung und den auf die Bildung der Persönlichkeit gerichteten 

Prozessen, gilt das nicht-intendierte Sozialisationsgeschehen als ein weiterer, zentraler 

Mechanismus (vgl. Rippl/Seipel 2012; Philips 1995; Kohlberg 1987). 

 

Dabei haben sich mit den sozialen wie ökonomischen Veränderungen auch die Sicht 

auf Demokratie, die mit ihr verbundenen Werte sowie deren Vermittlung und Ausge-

staltung gewandelt: von einer formalen Regierungsform zu einer Lebensform, zu mehr 

Teilhabe, Erfahrbarkeit und Verinnerlichung entsprechender Werte (vgl. Himmelmann 

2007; Lind 2006). Das spiegelt gegenüber den bestehenden Strukturen oft wider-

sprüchliche Forderungen nach mehr über die parlamentarischen Demokratiestrukturen 

hinausgehenden, individuellen Teilhabemöglichkeiten, Volksentscheiden auf allen poli-

tischen Ebenen sowie transparenteren Entscheidungsstrukturen (vgl. Zeit-Online 2013; 

CDU/CSU/SPD 2013; Roth/Häfner 2002). Begleitet wird das von einem „dehnbare[n] 

Demokratieverständnis“ (Kaube 2014, o.S.) und „strategische[n] Erwägungen politi-

schen Machterwerbs bzw. Machterhalts” (Holtmann 2004, o.S.) – wie sich das bspw. 

bei der Suche nach einem Bundespräsidenten zeigt. So dürfte die Einschätzung 

Weizsäckers Bestand haben, dass Demokratisierungen oft machtpolitischen Kalkülen 

unterliegen (vgl. Handelsblatt 2004). Dabei gilt es als ein kritisches Moment, wenn die 

Realität nicht mit den demokratischen Vorstellungen konvergiert (vgl. Minkmar 2014). 

 

2.2 Demokratieansätze – ausgewählte theoretische Perspektiven 
 

Demokratischen Werthaltungen liegen spezifische Vorstellungen zugrunde, die auch in 

den theoretischen Konzeptualisierungen aufscheinen und die Demokratie entweder als 

reine Methode der Herrschaftssicherung und -gestaltung oder als identitäre Lebens-

form begreifen. Beides wirkt differenziert auf die individuelle Entfaltung und die Bedin-

gungen, deren Werte zu internalisieren und zu realisieren.3 

 

Demokratie als eine Methode 
 

Anders als klassische bzw. vormoderne Theorien (vgl. Aristoteles 1989; Hobbes 1970) 

hält Weber (1988a) – besonders unter dem Eindruck des Ersten Weltkrieges – freie, 

allgemeine und auf Gleichheit basierende Wahlen für einen entscheidenden Mecha-

nismus zur politischen und ökonomischen Entwicklung eines Landes. Eine „souveräne 
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Macht”, die alle gleichermaßen einbezieht, galt als Garant gegen eine reine Finanz-

herrschaft und Erwerbsinteressen sowie zur grundlegenden Versorgung der Massen. 

Ein alle sozialen Klassen repräsentierendes Parlament bot dabei eine „Kontroll-, De-

battier- und Führungsauslesefunktion” (Schmidt 2000, S. 180), um aus wettbewerbli-

cher und freier Wahl einen rationalen, charismatischen und vertrauensvollen „Führer” 

als Gegengewicht zur Beamtenherrschaft zu wählen. Damit wurde der Demos zwar 

erweitert und mit der Herrschaft verbunden, er galt aber wegen seiner geringeren Ver-

standestätigkeit als Gefährdung, „nur bis übermorgen” denkend und „emotionalen und 

irrationalen Beeinflussungen ausgesetzt” (Weber 1988b, S. 273). Wie die Fähigsten 

erkannt werden, bleibt ebenso unreflektiert wie das „Verselbständigungspotenzial“ der 

Gewählten (vgl. Schmidt 2000; Tocqueville 1985). 

 

Ähnlich begreift Schumpeter (1993) nach dem Verfall anderer Autoritäten „die souve-

räne Macht des Volkes” (S. 392) als neue Form der Herrscherwahl und Demokratie als 

„institutionalized competition for power” (Shapiro/Hacker-Cordón 1999, S. 4). Sie 

scheint für die Parteien wichtig, „wenn, weil und wann es ihren Idealen und Interessen 

dient, und sonst nicht” (Schumpeter 1993, S. 381). Dem Individuum selbst mangele es 

an politischem Interesse, Wissen, kommunikativen Kompetenzen und Realitätssinn; 

bei politischer Aktivität wird es infantil, leicht beeinflussbar, irrational und verantwor-

tungslos und sinkt auf eine „tiefere Stufe der gedanklichen Leistung” (ebd., S. 416). 

Politische bzw. ökonomische Ideen und ein Allgemeinwille würden durch politische 

Akteure geformt. Obgleich es hier der entsprechenden Kompetenzen bedarf, ist erneut 

die Befähigung dazu unklar, gelten doch politische Diskurse als Risiko. Als „ein Produkt 

des kapitalistischen Prozesses” (ebd., S. 471) stehen der Demokratie sozialer Wandel 

und Kritik an der kapitalistischen Ordnung entgegen, die für Schumpeter ebenso nach-

teilig sind wie Repräsentation, Teilhabe, Selbstbestimmung und Mündigkeit. 

 

Auch Downs (1957) sieht Demokratie als Konkurrenzkampf von Parteien um „das funk-

tional Erforderliche” (Schmidt 2000, S. 212). Im ökonomischen Rahmen von Angebot 

und Nachfrage überlegt der Einzelne seine Wahlpräferenz bzw. die Wahrnehmung 

seiner Herrschaft. In einem Tauschsystem versuchen Parteien als Anbieter und Wähler 

als Verbraucher bzw. Konsumenten, hohe Gewinne zu erzielen. Idealerweise wissen 

alle um politische Zusammenhänge, Chancen und Alternativen zur Nutzenmaximie-

rung. Bei einem Erfolg gilt es als rational und logisch, dass Parteien ihre Versprechun-

gen umsetzen und bei Niederlagen für spätere Gewinne Inhalte bzw. Ideologien än-

dern. Ferner wird der Nutzen eines Stimmenverkaufs unterer Einkommensschichten 

höher erachtet als individuelle bzw. gruppenorganisierte Aktivitäten für eigene Interes-

sen. Downs sieht dabei nur bei einer geringen Wahlbeteiligung und „organisationskräf-
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tigen, stimmenmächtigen und konfliktfähigen Produzenteninteressen” (Schmidt 2000, 

S. 220) Einflusschancen, die die entsprechenden Informationskosten tragen können. In 

dieser Sicht unterliegt Demokratie einem rationalen Kosten-Nutzen-Kalkül. 

 

Demokratie gestaltet sich hier als Funktionssystem für Machterwerb und -sicherung. 

Das Individuum erscheint zwar als wichtig, wird aber von direkter Teilhabe und Mitge-

staltung ausgegrenzt, wenn dies den Intentionen verantwortlicher Akteure widerspricht. 

 

Demokratie als identitäre Lebensform 
 

Demokratie als Chance individueller wie gesellschaftlicher Entwicklung, Teilhabe und 

Gestaltung wurde schon im 18. Jahrhundert diskutiert, besonders von Rousseau 

(1977). Eine Entfernung von Regierung und Gesetzgebung von der Bevölkerung mün-

det für ihn in Selbstregierung, „Elend und natürliche[n] oder gesellschaftliche[n] Kata-

strophen” (Schmidt 2000, S. 94). Dem gesellschaftlichen Niedergang, der durch einen 

institutionell bedingten ökonomischen wie politischen Wandel und zivilisatorische Er-

rungenschaften prognostiziert wird, wäre mit konsensual orientierten Individuen zu be-

gegnen. Dies setzt eine Verinnerlichung und Umsetzung demokratischer Werte sowie 

die Vermeidung von Partikularinteressen und einer Herrschaft durch Wenige und Insti-

tutionen voraus. Da keine andere Staatsform von Kritik und Kämpfen so sehr begleitet 

wird wie die demokratische, sollte sich jeder für seine Rechte „mit Kraft und Ausdauer 

wappnen” (Rousseau 1977, S. 74). Dies bedarf der Mündigkeit, individueller freier Mei-

nungs- und Willensbildung sowie kritischer Reflexionen als Mittel gegen die „Manipula-

tion seitens einer geistig-politischen Elite” (Schwan 1993, S. 227). 

 

Für Habermas et al. (1967) arbeitet „Demokratie […] an der Selbstbestimmung der 

Menschheit und erst wenn diese verwirklicht ist, ist jene wahr” (S. 15). Das stößt im 

Spätkapitalismus auf Probleme: Neben der Garantie allgemeiner Wohlfahrt in Zeiten 

geringer Sozialleistungen geht es um „Gleichheit“ in einer auf Ungleichheit basierenden 

Gesellschaft, in der eine Minderheit über eine Mehrheit bestimmt. Ferner wird „Freiheit“ 

zu einem nur unter bestimmten Bedingungen erreichbaren Gut (vgl. Tillmann 2000). Im 

liberalen Verständnis wird eine institutionalisierte Herrschaft von Gesetzen und be-

grenzter Teilhabe deutlich, die den individuellen Status an den subjektiven Rechten 

gegenüber anderen und dem Staat misst. Die republikanische Tradition strebt nach 

öffentlicher Autonomie, partizipativen und kommunikativen Rechten für Reflexionen 

ökonomischer Marktbedingungen sowie Rückkopplungen zwischen administrativer 

Macht und kommunikativer Herrschaft. In der Verbindung beider Tendenzen zu einer 

„deliberativen Demokratie” sieht Habermas die Verwirklichung demokratischer Werte. 
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Hier gelten Diskurse, politische Einrichtungen, „Institutionen der Bürger- oder Zivilge-

sellschaft” (Buchstein 2001, S. 259) und eine Medienöffentlichkeit als zentral. 

 

Offe (1996) sieht die Vorzüge des demokratischen Verfassungsstaates dabei weniger 

als ein Gut für die Masse. Fehlende Systemalternativen führen kaum zu seiner Weiter-

entwicklung als vielmehr in strukturelle Aushöhlungen des Bestehenden sowie zum 

Verlust des normativen Gehalts der Gesamtidee und „ihrer verpflichtenden Kraft für 

Bürger wie Eliten” (ebd., S. 143). Dabei verlieren zentrale Bedingungen wie die innere 

und äußere Souveränität, ökonomische Verbesserungen der Mehrheit, politische Alter-

nativen, säkulare Prämissen, die „Selbstanerkennung” territorialer und personeller Um-

stände sowie ein gegenseitiger Vertrauensvorschuss zwischen Regierung und Bür-

gern, vor allem in kapitalistischen Staaten, an Gewicht. Nur strukturbeherrschende 

Großkonzerne gelten als zu Veränderung und Vermittlung eines Willens fähig. Das 

spiegelt sich wider in der Verankerung und Akzeptanz von Prinzipien bzw. Werten de-

mokratieferner Einrichtungen, fehlendem Vertrauen in die Kompetenzen politischer 

Vertreter und des Souveräns, der ohne Diskursfähigkeit skizziert wird (vgl. 

Gille/Queisser 2002). Damit wäre bereits eine Deliberation ein Machtverlust demokra-

tisch wie nicht demokratisch besetzter Institutionen in Richtung mehr individueller Teil-

habe, politischem Bewusstsein und kommunikativen Kompetenzen. 

 

Hier werden Akteure deutlich, deren Ansichten „do not suddenly begin with one`s 

eighteenth birthday” (Niemi 1973, S. 117). Die Entfaltung der hier enthaltenen „Idee der 

Mündigkeit” und zentralen egalitären „Normen wie Gerechtigkeit, Gleichheit und Frei-

heit” (Tillmann 2000, S. 226) bedarf einer frühen und steten Erziehung, Bildung und 

Sozialisation. Damit sind jene Begriffe gekennzeichnet, die zur Wertevermittlung bei-

tragen, freilich ohne genau klären zu können, welcher dieser sozialen Vorgänge und 

Mechanismen am wirksamsten und ausschlaggebend ist: Sozialisation „ist überall“ 

(Brüsemeister 2008, S. 61, Hervorh. i.O.); sie ist nicht intentional und vollzieht sich 

gleichsam hinter dem Rücken der Akteure – Prozesse und Ergebnisse von Erziehung 

und Bildung subsumierend. Erziehung hingegen erfordert zielgerichtetes Handeln und 

meint „die Etablierung sozial erwünschter Eigenschaften von Personen durch Bezugs-

personen“ (Grundmann 2011, S. 63). Bildung schließlich – ein nur im deutschsprachi-

gen Raum verwendeter Terminus mit einer langen Tradition – bezeichnet „den Prozeß 

[sic!] der Selbstentfaltung und Selbstbestimmung der Person in Auseinandersetzung 

mit der ökonomischen, kulturellen und sozialen Lebenswelt“. Neben einem autonomen 

sozialen Handeln, „eine[r] kritische[n] Distanz zu den herrschenden Meinungen und 

Machtverhältnissen sowie ein[em] Ertragen von Widersprüchen und Spannungen von 

kulturellen und sozialen Erwartungen und Anforderungen“ enthält dies stets „das Ele-
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ment der Befreiung des Menschen von überkommenen sozialen und gesellschaftlichen 

Verhältnissen“ (Hurrelmann/Engel 1989, S. 90).4 

 

2.3 Bildung als zentrales Element 
 

Die vorliegende Abhandlung konzentriert sich auf Bildung als ein Geschehen, in dem 

politisch-demokratische Werte vermittelt und erworben werden. Diese Entscheidung 

gründet in der Nähe zwischen dem Verständnis von Demokratie als identitäre Lebens-

form und Bildung als Teil von Persönlichkeitswerdung und emanzipatorischer Befrei-

ung von tradierten Verhältnissen und verweist zudem auf den Beitrag von Bildungsin-

stitutionen.5 Denn ohne ein entsprechend gebildetes Individuum dürfte zu Recht an-

merkbar sein, dass „high levels of political interest and participation may not be benefi-

cial to constitutional democracy” (Milbrath 1966, S. 149). In der griechischen Antike 

ging es bereits um die Gestaltung des Einzelnen hin zur „Idee des Guten“, zu „Wahr-

heit und Vernunft“, einem vernünftigen Handeln sowie dem Interesse an öffentlichen 

Angelegenheiten (vgl. Hentig 2009). Im Mittelalter Erziehungsmittel zur Vermittlung der 

christlichen Glaubenslehre, manifestierten sich in der Aufklärung die antiken Werte in 

Richtung individueller Handlungs- und Kritikfähigkeit sowie sozialer Kompetenzen. Be-

zugnehmend auf den griechischen Bildungsbegriff „Paideia“, ging es um die „Formung 

des Menschen zur Vollkommenheit an Leib und Seele“ (Löw 2006, S. 20) und eines 

mündigen Individuums (vgl. Alkemeyer 2009; Humboldt 1999). Wurde diese Vorstel-

lung nach dem Zweiten Weltkrieg wieder gestärkt (vgl. Philips 1995), konstatierte die 

OECD in der frühen BRD das mithin rückständigste Bildungswesen. Sah man darin 

einen „wirtschaftlichen Notstand“ (vgl. Picht 1964; Kim 1994), sollte dies mit der Über-

zeugung „Bildung ist Bürgerrecht“ als ein „soziales Grundrecht“ (vgl. Dahrendorf 1966; 

Peisert 1967) kein Privileg Weniger sein, sondern alle zur Teilhabe und emanzipativen 

Formung aufrufen. Das findet seit den 1960er-Jahren Ausdruck in nach wie vor aktiven 

und differenzierten, partizipativen Bürger- und Basisgruppen bzw. Bewegungen sowie 

dem Streben nach Gleichberechtigung, Selbstverwaltung und Politisierung. 

 

Konträre Bildungsansichten orientieren sich stärker am ökonomischen Primat (vgl. 

DIHK 2004; Scherrer 2002; HRK 2001). Dort wandelt sich Bildung von einem emanzi-

pativen und mündigen Anspruch zu einer Sachbildung und reduziert die Rolle des Indi-

viduums auf eine ökonomische „Funktion in der Gesellschaft“ (Schulz 2002, S. 16). 

Spezifische Beschränkungen bzw. Auswahlverfahren zur Bildung und ein umfassender 

Wettbewerbsgedanke zwischen Bildungseinrichtungen gelten als Motor für eine pro-

duktive Entwicklung (vgl. BMBF 2013; Kielmansegg 1984). Begleitet wird das von kri-

tisch fokussierten, kürzeren Bildungszeiten (vgl. Bargel/Bargel/Dippelhofer 2008; SZ 

o.J.). Damit wird das Postulat aufgebrochen, Bildung sei durch ein „tiefes, leidenschaft-
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liches Verhältnis zu Langsamkeit, zu Dauer und Kontinuität“ (Grigat 2003, S. 475) cha-

rakterisiert. Seit der Antike war man sich bewusst, diese Prozesse nicht beschleunigen 

zu können, denn: „[N]icht die Eile gibt den besten Rat” (Euripides 1958, S. 384). 

 

Eine weitere Konsequenz bezieht sich auf die Veränderung bzw. Anpassung der Inhal-

te an ökonomische Erwartungen, Vermittlungs- und Überprüfungsformen: So sollen 

mehr Strukturierungen und Vorgaben zu einem übersichtlicheren Studium führen, sei-

ne „berufsqualifizierende Funktion […] wieder besser zur Geltung zu bringen“ und den 

„Bedingungen in der Wissenschaft und den Tätigkeitsfeldern“ (KMK 2000, S. 3) gerecht 

werden. Das mündete etwa in die Bachelor- und Masterstudiengänge, die inhaltlich 

entrümpelt, attraktiver, flexibler und optimaler betreut auch Studienabbrüche reduzie-

ren und besser auf den Arbeitsmarkt vorbereiten sollen (vgl. HRK 2005; DIHK 2004; 

KMK 2004). Dies spiegelt sich in der auch für die Schule geltenden Outputorientierung 

wider, die – von Bildungsstandards und -tests begleitet – bundesweit einheitliche Ver-

gleiche sowie fachlich zu erreichende Fähigkeiten, Kenntnisse und Kompetenzen anvi-

siert. Damit geht der Gedanke an eine schulische Qualitätsentwicklung sowie Überprü-

fung einher, inwieweit die Heranwachsenden die Erwartungen erfüllen (vgl. Groß O-

phoff 2013; Prenzel et al. 2013; Eickelmann et al. 2014; KMK 2005). 

 

2.4 Bildungsinstitutionen und politisch-demokratische Werte 
 

Zur Fundierung der gesellschaftspolitischen Erwartungen wird neben den Eltern, 

Peers, Medien, Vereinen und Parteien zuvorderst den Bildungsinstitutionen sozialisato-

rische und bildende Relevanz zugesprochen – vor allem der Schule und der dort wir-

kenden Lehrerschaft sowie der Hochschule, in der die künftigen Lehrerinnen und Leh-

rer für ihren Beruf qualifiziert werden (vgl. Dippelhofer 2008; Claußen/Geißler 1996). 

 

Die Bedeutung von Schule und Lehrerschaft 
 

Wenn es um einen frühestmöglichen Aufbau demokratischer Kompetenzen geht, ist die 

Schule als erster, für alle verpflichtender, gesellschaftlich eingerichteter und gesteuer-

ter Sozialisationsort zentral. Sie soll den Heranwachsenden soziale Verantwortung, 

politische und praktische Bildung, individuelle Urteils- und Handlungskompetenzen 

sowie Toleranz und Achtung gegenüber Individuen und ihrer Umwelt vermitteln und zur 

selbständigen Durchdringung der Welt befähigen. Dies ist eine querschnittliche Aufga-

be, die zu erfüllen alle Fächer gleichermaßen aufgerufen sind (vgl. Schmid/Watermann 

2009; KMK 2009; Hentig 2004; Fend 1980). Dafür bedarf es einer spezifischen, gleich-

sam disziplinübergreifenden Bildung, ihrer Vermittlung sowie eines Raums dafür (vgl. 

Edelstein/Frank/Sliwka 2009; Lind 2009; Edelstein/Fauser 2001). 
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Eine besondere Rolle wird dabei der in den letzten Jahren stärker werdenden Ganz-

tagsschule (GTS) zugewiesen, die eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf, 

individuelle schulische und soziale Förderungen sowie Bildungsgerechtigkeit anstrebt 

(vgl. Maschke/Schulz-Gade/Stecher 2015; Dippelhofer/Dollinger 2014). Sie zeichnet 

sich durch spezifische strukturelle und pädagogische Bedingungen, Kooperationen 

sowie Angebote aus, die auch die Möglichkeiten ihrer Lehrkräfte erweitern (vgl. Coe-

len/Stecher 2014). Demokratie gilt als Ernstfall und zentrale Aufgabe der Schule – hier-

für bedarf es „Formen einer kommunikativen, diskursiven und kooperativen pädagogi-

schen und didaktischen Praxis […], für welche die Ganztagsschule Gelegenheit bietet“ 

(Edelstein 2009, S. 81). Durch ihre breiteren Lern- und Bildungsstrukturen wird hier die 

Chance gesehen, Formen zur Vermittlung demokratischer Werte zu entwickeln und zu 

vertiefen (vgl. Edelstein 2009; Wunder 2006) – eine entsprechende empirische For-

schung ist aber marginal. Sofern vorhanden, wird eine in bestimmten Bereichen aktive 

Schülerschaft und ein, auch im Vergleich zum pädagogischen Personal, differenziertes 

Verständnis von Partizipation skizziert (vgl. Coelen/Wagener 2009). Neben den struk-

turellen und fachlichen Momenten werden neue bzw. verstärkte Herausforderungen für 

die Lehrkräfte sowie deren Aus- und Fortbildung betont (vgl. Speck 2012). 

 

Solche Bildungsziele spiegeln sich durchaus in den Vorgaben und Lehrplänen wider, 

die die Schule und die Lehrerschaft zu vermitteln haben (vgl. KMK 2009). Die Einfüh-

rung der Bildungsstandards legt die Herausforderungen und Aufgaben an Unterrichten 

und Lernen zwar noch deutlicher fest (vgl. KMK 2005) – diese fokussieren aber stärker 

den Kern des jeweiligen Faches und ein systematisches und vernetztes Lernen. Als 

Orientierungs-, Bewertungs- und Rückmeldefunktion, für den konkret skizzierbaren 

Stand der Bildung und ihrer Vermittlung verstanden, wird erwartet, „dass sie in Aufga-

benstellungen umgesetzt und prinzipiell mit Hilfe von Testverfahren erfasst werden 

können” (Klieme et al. 2003, S. 19; Hervorh. i.O.) – das dürfte besonders aus dem mit-

telmäßigen Abschneiden der deutschen Schülerschaft in internationalen Vergleichs-

studien resultieren (vgl. OECD 2014; Steffens 2007; Baumert et al. 2001; Baumert et 

al. 1997). Dabei dürfte sich die Messung politisch-demokratischer Werte den sich der 

klassischen Testtheorie verpflichteten Verfahren (vgl. Prenzel et al. 2013; Eickelmann 

et al. 2014) eher entziehen: Denn allein deren Operationalisierung gestaltet sich 

schwieriger als die Erhebung klar umrissener Kompetenzen und Wissensbestände; 

zudem tritt eine gewisse Variation der Überzeugungen in Abhängigkeit von gesell-

schaftlichen Entwicklungen hinzu, die fälschlicherweise als Lernzuwachs interpretiert 

werden und soziale Besonderheiten weniger in den Blick nehmen könnten. 
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Die den PISA-Studien zugrundeliegende und vorgenommene Reduktion auf den Er-

werb spezifischer Sachkenntnisse, Fähigkeiten und Kompetenzen führt zu Diskussio-

nen über die Wirkung auf Bildung und ihre Vermittlung sowie über die Entdemokratisie-

rung von Schule und ihren Akteuren (vgl. Grundschulverband 2007; Jahn-

ke/Meyerhöfer 2007; Koch 2007). Ferner wird die Reduktion des aufklärerischen Ideals 

von Bildung befürchtet (vgl. Münch 2009; Herrmann 2003). Gerade hinsichtlich der 

Aufgabe von Lehrkräften, nachwachsende Generationen demokratisch zu sozialisie-

ren, dürfte dies einen eingehenden Blick erfordern. Dabei wird die Kritik von Hentig 

(1980) an den Leistungsvergleichen insoweit zugespitzt, als dass sie allein fachlich 

ausgerichtet sind und eher „wenig nützlich für die innere Schulqualität unter den Prä-

missen der Schulgestaltung und Schulqualität“ (Bargel 2003, S. 93) – besonders auch 

hinsichtlich der neuen Herausforderung der Inklusion, die die Lehrerinnen und Lehrer 

ebenfalls zu leisten haben. Da es weder ein einheitliches Qualitätsprofil noch „[d]ie 

gute Schule“ geben kann, dürfte es schwer sein, „sie einfach über einen Leisten, und 

sei es der von Leistungstests zu brechen“ (ebd., S. 85). 

 

Es sind die Lehrerinnen und Lehrer, die den Bildungsauftrag der Schule konkretisieren 

und umsetzen, ihm Gestalt und Wirkungskraft verleihen und die Heranwachsenden an 

politisch-demokratische Orientierungen heranführen – sei es implizit als Sozialisati-

onsmodell, über explizite Bildungsinhalte oder im konkreten Erziehungshandeln. Denn 

sie sind es, die im Mittelpunkt stehen und „das ‚Geschäft‘ der formalen Erziehung“ 

(Parsons 1987, S. 103) primär in der Klasse ausführen. Das führt zu der Frage, über 

welches Wertefundament sie selbst verfügen, inwieweit dieses während des Studiums 

gefestigt wurde und inwieweit sie in ihrer Ausbildung befähigt wurden, gesellschaftspo-

litischen Erwartungen gerecht zu werden (vgl. KMK 2009). Solche Erwägungen gewin-

nen an Bedeutung, da die Formung demokratischer Individuen von ökonomischen Bil-

dungsveränderungen begleitet wird. Gerade in diesem Spannungsfeld dürfte es not-

wendig sein, dies auf ihre Realisierung hin zu überprüfen – auch hinsichtlich der Fähig-

keiten und entsprechenden Vorbereitungen der Lehrkräfte darauf. 

 

Die Hochschule als Instanz der Wertevermittlung 
 

Der Beitrag der Hochschule spiegelt sich neben der Hervorbringung von Wissen und 

Qualifizierung auch in der Vermittlung und Auseinandersetzung der Studierenden mit 

gesellschaftlichen Werten wider. Grundlegend gilt hier ein „gebildeter Bürger“ mit der 

„Fähigkeit zur kompetenten und intelligenten Teilhabe an der gesellschaftlichen Ge-

meinschaft“ (Parsons/Platt 1990, S. 221) und ein dies formendes Studium, wenn es zu 

seiner Verstärkung nicht auf Zwang, sondern auf sichtbaren Belohnungen für die Stu-

dierenden beruht, als erfolgreich. Über fachliche Gratifikationen hinaus schließt dies 
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eine Erweiterung der hochschulischen Autonomie hinsichtlich der Teilhabe an Macht 

und Verantwortung sowie die Gestaltung ihrer Umwelt ein. Der wachsenden Verknüp-

fung bzw. stärkeren Bedingtheit zwischen Hochschule und Gesellschaft immanent ist 

eine Übertragung dieser hochschulischen „Fähigkeiten mit diversen Formen von Enga-

gement, Solidarität und Verantwortung in der Gesellschaft“ (Parsons/Platt 1990, S. 

256). 

 

Die überproportional häufige Vertretung ihrer Absolventinnen und Absolventen in ge-

sellschaftlichen Macht- bzw. Schlüsselpositionen, d.h. als spätere Funktionsträger und 

„Reservoir der Machtelite“, unterstreicht die Bedeutung einer solchen institutionalisier-

ten hochschulischen Vorbereitung – vor allem an Universitäten (vgl. Hartmann 2004; 

Phillips 1995; Dahrendorf 1965). Sie basiert dort besonders auf ihren Bildungsmöglich-

keiten und der Zeit dazu, die seit jeher Politisierungen hervorgebracht haben (vgl. Wel-

lie 1996). So bestehen neben dem Fachstudium exklusive Chancen, die in der Adoles-

zenz begonnenen Bildungs- und Entwicklungsprozesse zu erweitern bzw. zu vertiefen 

(vgl. Dippelhofer 2014a; Faltermaier 2008). Die Studierenden sind zwar formal im Er-

wachsenenalter, ihnen wird aber als „akademische Jugend“ ein Moratorium zugestan-

den, das ihnen diese Chancen eröffnet und sie von den Rechten und Pflichten entbin-

det, die das Erwachsensein skizzieren – etwa Familiengründung oder berufliche Tätig-

keiten (vgl. Meulemann 2001; Parsons/Platt 1990). 

 

Befunde der Hochschulforschung6 skizzieren dabei ein eher ambivalentes politisch-

demokratisches Wertefundament bei den Studierenden – neben der sinkenden Bedeu-

tung von Politik und öffentlichem Leben im Horizont ihrer Lebensbereiche besteht ein 

ausgeprägtes Interesse am allgemeinpolitischen Geschehen. Zugleich haben im Laufe 

der Jahre die demokratischen Orientierungen massiv an Rückhalt verloren – und festi-

gen sich erst allmählich wieder (vgl. Bargel 2011; vgl. ausführlich Kapitel 4). Dies mag 

auch erklären, weshalb die studentische Partizipation an der Hochschulpolitik zurück-

haltend ist. Als die zahlenmäßig größte hochschulische Statusgruppe sind Studierende 

zur eigenständigen und aktiven Gestaltung und Verantwortung gegenüber ihrer Umwelt 

aufgerufen (vgl. Dippelhofer 2015; SDS 1965). Dennoch ist zwar Interesse, aber wenig 

aktives Handeln der künftigen Elite zu vermelden. Dass die Universität dennoch als ein 

Ort zur Verinnerlichung und Entwicklung bzw. Weiter- und Fortentwicklung demokrati-

scher Werte nicht nur nach, sondern bereits während des Studiums gesamtgesell-

schaftliche Wirkung haben kann, spiegeln bspw. die studentischen Proteste von 1968 

sowie die studentischen Forderungen nach einer besseren Bildung und Demokratisie-

rung in Südamerika und Asien wider (vgl. vet/dpa/AFP 2014; Rojas-Kienzle 2011; 

Gholamasad 2001; Gilcher-Holtey 2001). 
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Hier haben die Bologna-Reformen zu Veränderungen geführt. Einstmals gedacht für 

einheitliche und vergleichbare Abschlüsse im europäischen Hochschulraum, die alle 

Hochschultypen laufbahn- und tarifrechtlich gleichstellen, wurden zeitlich wie inhaltlich 

gestufte und gestraffte, formalisierte Studiengänge konstruiert (vgl. KMK/IMK 2007; 

HRK 2005; HRK/KMK/BMBF 2005). Zugleich variieren zentrale Begrifflichkeiten und 

Verständnisse: So wird von einigen Protagonisten Bildung und der hochschulische 

Auftrag im ökonomischen Sinne als Weg zur schnellen Berufsqualifizierung verstanden 

und weniger im wissenschaftlichen Verständnis als Berufsbefähigung bzw. Beitrag zur 

kritischen Bildung (vgl. Müller-Böling 2005; KMK 2003; DIHK 2002). Ferner werden der 

Wirtschaft höchste Aufsichtskompetenzen in der Hochschule eingeräumt, die die tradi-

tionelle Selbstverwaltung ablöst (vgl. Borgwardt 2013). Die ihr gegebene formale, in-

haltliche wie finanzielle Autonomie wird durch den Wegfall staatlicher Vorgaben und 

Bedingungen begleitet (vgl. Müller-Böling 2005) und führt zu neuen Aufgaben und Ab-

hängigkeiten – vor allem zur Kompensation der regressiven öffentlichen Finanzierung. 

Es gilt auch, den Erwartungen der Wirtschaft gerecht zu werden, die sich in politischen 

Einflüssen auf Bildung und Studium widerspiegeln (vgl. Stifterverband 2011; 

Bergs/Konegen-Grenier 2005; HRK 2005). 

 

Der Wettbewerb gilt dabei als ein Mittel, die Position der Hochschule zu stärken und 

Defizite auszugleichen (vgl. Kielmansegg 1984). Traditionell mit Forschung und Lehre 

vertraut, tritt auch das wachsende Feld der Weiterbildung unter diesem Primat hervor 

(vgl. Dick/Dippelhofer-Stiem 2010). Er orientiert sich dabei weniger an demokratischer 

wie sozialer Verantwortung – obgleich nach wie vor „die ideologiekritischen Potenziale 

von Forschung und Wissenschaft zentrale Qualitätsmerkmale wären“ (Gellert 1984, S. 

229). Vielmehr werden standardisierte Inhalte und Forschung fokussiert. Deren Erfas-

sung und Dokumentation münden in differenzierte Hochschulrankings sowie ein „stär-

ker vertikal stratifiziertes Hochschulsystem“ (Kehm 2008b, S. 352). Dies beschreibt 

eine Entwicklung, die das emanzipative und mündige Selbstverständnis der Universität 

ebenso infrage stellt wie eine entsprechende Bildung bzw. die Möglichkeit dazu. Ge-

genpositionen werden etwa von Münch (2009) vertreten. 

 

2.5 Demokratie und Bildung – Ambivalenzen im Werteverständnis 
 

Resümierend sind Demokratie und Bildung durch Wandel sowie Widersprüche ge-

kennzeichnet. Das gilt für die Ansprüche und Verständnisse sowie die Vermittlungs-

formen und -möglichkeiten: So drückt sich der gesellschaftspolitische Anspruch seit 

jeher in der Etablierung von Bildungsstrukturen aus, die an demokratischen Werten 

und ihrer Vermittlung arbeiten – und damit an davon überzeugten und überzeugenden 

Individuen. Ein darauf beruhendes Bildungssystem bzw. deren Institutionen dürften in 
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ihrer formalen, strukturellen wie inhaltlichen Ausgestaltung an der Umsetzung dieses 

gesellschaftspolitischen Anspruches zu messen sein (vgl. Hentig 2004). 

 

Konträre Vorstellungen bzw. Umsetzungen beziehen sich auf den Erwerb und die Sta-

bilisierung von Macht und Herrschaft, die auf ökonomischen Überlegungen basieren 

(vgl. Schmidt 2000). Das indiziert die Hervorbringung bzw. Formung von dies stützen-

den Individuen – und damit ökonomischer Bildungsideale, in denen mehr fachliche und 

weniger emanzipative Zusammenhänge dominieren. Das Individuum wird „nur in Funk-

tionen: als Größe in der Produktion, als Verbraucher oder als Ware am Arbeitsmarkt“ 

(Müntefering 2005, S. 2) gedacht und Bildung bzw. seine Einrichtungen darauf ausge-

richtet (vgl. DIHK/HRK 2003). 

 

Parallel zur gestiegenen Relevanz ökonomischer Bildung hat die emanzipative Bildung 

im politischen Verständnis nach wie vor einen außerordentlich hohen Stellenwert – 

allem voran zur Verinnerlichung, Stärkung und wehrhaften Verteidigung demokrati-

scher Werte. Ausdruck dafür dürften daran orientierte Bildungsvorstellungen sowie 

entsprechende Institutionen sein. Mit einer immer stärkeren Orientierung am ökonomi-

schen Primat ändern sich nicht nur Grundverständnisse und Erwartungen bzw. Inten-

tionen von Bildung, sondern auch die damit verbundenen Begriffe und Sichtweisen 

hinsichtlich seiner Leistung und Möglichkeiten. So zeigt sich eine strukturelle Ambiva-

lenz: Es gilt, dem gesellschaftspolitischen Anspruch folgend, demokratische Werte fest 

zu verankern (vgl. Dippelhofer 2013; Himmelmann 2007) – bei gleichzeitiger Aufforde-

rung, dem ökonomischen Primat gerecht zu werden (vgl. Bergs/Konegen-Grenier 

2005). In diesem Spannungsfeld agieren die Bildungsinstitutionen und mit ihnen die 

Lehrerschaft. 

 

Deshalb ist es relevant zu eruieren, inwieweit sich der gesellschaftspolitische Anspruch 

in der Umsetzung spiegelt – zumal es zur Überlebensfähigkeit eines Systems einer 

überzeugten wie überzeugenden Verinnerlichung seiner Werte und Prinzipien ebenso 

bedarf wie deren Realisierung durch entsprechend sozialisierte und engagierte Indivi-

duen (vgl. Zimmer 1996; Parsons 1973). So ist es notwendig, im Rahmen der Bil-

dungsforschung zum einen zu fokussieren, inwieweit diese Vorstellungen strukturell, 

gesellschaftlich und individuell verankert sind, und zum anderen, inwieweit die Bil-

dungseinrichtungen dazu beitragen können; im Besonderen die Hochschulen und da-

mit die Studierenden, die als Teil der Funktionselite im Beruf politisch-demokratische 

Werte zu vermitteln haben – besonders als Lehrkräfte an den Schulen (vgl. Dippelhofer 

2013; Hartmann 2004). Dabei dürfte es wichtig sein, wie sich die aus den gesellschaft-

lichen wie individuellen Erwartungen und Erfahrungen speisende „soziale Bildwelt“ auf 

die sie konstruierende Realität bezieht. Das zu vernachlässigen könnte die Gefahr ber-
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gen, „die eigenen Erfahrungen in der modernen Gesellschaft rational zu reflektieren; 

und zwar in einer extremen und vielleicht irreversiblen Form“ (Popitz et al. 1952, S. 3). 

 
 

3 Ein selektiver Blick in die empirische Hochschulforschung 
 

Der vorliegende Beitrag misst der Schule und insbesondere den dort tätigen Lehrerin-

nen und Lehrern eine herausragende Rolle bei der Vermittlung politisch-

demokratischer Werthaltungen an die Heranwachsenden zu. Das lenkt die Aufmerk-

samkeit auf jene Institutionen, an denen diese Berufsgruppe für ihre spätere Tätigkeit 

qualifiziert und befähigt wird: die Universitäten und Pädagogischen Hochschulen. Die 

Studierenden wählen einen Lehramtsstudiengang, der eine spezifische Schulform und 

verschiedene Fachdisziplinen berücksichtigt. Das Studium umfasst ferner erziehungs- 

und sozialwissenschaftliche sowie psychologische Anteile und schließt mit dem Ersten 

Staatsexamen ab; auf das Referendariat folgt das verstärkt auf praktische Elemente 

eingehende Zweite Staatsexamen. Die Studiengänge sind allesamt an den Universitä-

ten angesiedelt; ihre Profile, Inhalte und Prüfungen variieren aber je nach Bundesland 

(vgl. Cortina et al. 2008). Eine Ausnahme bildet Baden-Württemberg: Dort ist die Aus-

bildung für die Grund-, Förder- und Sonderschulen sowie Haupt- und Realschulen an 

den Pädagogischen Hochschulen verortet; jene für das Gymnasium an den Universitä-

ten. Anders als diese fokussieren die Pädagogischen Hochschulen eingehender eine 

praktischere bzw. praxisorientiertere Hinführung zum Lehrerberuf, um deren Hochwer-

tigkeit zu sichern (vgl. LHG 2009; Schwark 2008; Druwe 2008). Sie widmen sich dabei 

ausschließlich jenen Bildungsinstitutionen, die die jüngsten sowie größtenteils weniger 

privilegierten Heranwachsenden formen sollen (vgl. Preuss-Lausitz 1993). 

 

Die Lehramtsstudiengänge sind insgesamt gut frequentiert – obgleich sie aber im Ge-

samttableau des Angebots in der Minderheit sind: Wie der Bericht des Statistischen 

Bundesamtes (2017) ausweist, waren im Wintersemester 2016/17 rund 1,7 Millionen 

Studierende an den Universitäten eingeschrieben; 12% von ihnen streben das Lehramt 

an. Hinzu treten rund 18.000 Personen an den Pädagogischen Hochschulen, die die-

sen Berufswunsch teilen; diese repräsentieren 72% der dortigen Studierendenschaft. 

 

Möglicherweise ist es diesem gewissen Minderheitenstatus ebenso geschuldet wie der 

Konzentration des Studiums auf die gewählten wissenschaftlichen Fächer und dem 

Fokus auf die Schule bzw. deren Entwicklung, dass sich die Empirie selten dieser Kli-

entel und ihrer Ausbildung zuwendet – von wenigen Ausnahmen in der Hochschulfor-

schung abgesehen (vgl. Händle 2007; Ramm et al. 1998). Insgesamt zeichnet sich 

dieses Forschungsfeld aber durch einen mannigfaltigen wie dynamischen Themen-

kranz sowie einen heterogenen und interdisziplinären, national wie international wach-
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senden Forscherkreis aus – das erschwert zugleich seit jeher einen Gesamtüberblick 

(vgl. Goldschmidt/Teichler/Webler 1984). Angesichts des Facettenreichtums bleibt der 

folgende Überblick kursorisch und selektiv. So werden in der gebotenen Kürze lediglich 

drei Perspektiven erörtert, um zu versuchen, die Rahmenbedingungen der politischen 

Sozialisation näher zu ergründen: Merkmale der strukturellen Besonderheiten (3.1), 

Aspekte der Studiensituation und des studentischen Daseins (3.2) und schließlich Er-

kenntnisse über Werthaltungen von Studierenden (3.3). Die Darlegungen konzentrie-

ren sich auf das deutsche Hochschulwesen und empirische Befunde aus umfangrei-

chen, standardisierten Studien.7 

 

3.1 Makrostrukturelle Analysen 
 

Als Forschungszweig hat die empirische Bildungsforschung besonders von der in den 

1990er-Jahren wachsenden „evidence-based educational policy“ profitiert und eine 

Reihe national wie international vergleichender Studien sowie Bildungsreformen her-

vorgebracht (vgl. Zgaga et al. 2015). Diese drücken sich in inhaltlichen wie strukturel-

len Wandlungen von Bildung und seiner Institutionen aus – und tangieren seit jeher vor 

allem die Universitäten. Gesellschaftlicher Wandel und wissenschaftliche Ausdifferen-

zierungen haben dabei die „Forschung über Hochschulen“ (Pasternack 2006, S. 105) 

über die ursprüngliche soziologische wie philosophisch inspirierte Reflexion der „Idee 

der Universität“ hinaus erweitert (vgl. Teichler 2009). Verstanden als eine Anwen-

dungsorientierung, geht es um fundierte und ergänzende Sichtweisen und Urteile über 

Hochschule sowie entsprechende Handlungsperspektiven in Politik und Praxis (vgl. 

Kehm 2008a). 

 

So steht die Hochschule als Institution und ihr Wandel im Fokus. Als zentral gilt dabei 

der Bologna-Prozess: Dieser wird insofern kritisch bilanziert, dass er zu weiteren inhalt-

lichen wie strukturellen Differenzierungen und Veränderungen führt, Vergleiche er-

schwert und den ökonomischen Primat stärkt (vgl. Bargel/Bargel/Dippelhofer 2008). 

Zugleich werden mehr standardisierte Inhalte und weniger ideologiekritische Potenziale 

fokussiert. Ein darauf basierendes „stärker vertikal stratifiziertes Hochschulsystem“ 

(Kehm 2008b, S. 352) mündet in eine weitere Erosion der Hochschultypen und die 

Suche nach Alleinstellungsmerkmalen, die jenseits ihrer Kernaufgaben liegen. Der 

Wandel der traditionellen Selbstverwaltung zugunsten hochschulexterner Akteure wird 

durch finanzielle Autonomien begleitet, die neue ökonomische Abhängigkeiten bedin-

gen (vgl. Stifterverband 2008; HRK 2005). Dabei gilt das lebenslange Lernen als Mo-

dell, sich als Dienstleister neue Geldquellen zu erschließen. Gerade an Universitäten 

fehlen dazu aber Strategien und Diskurse über inhaltliche wie formale Verankerungen, 
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Motivationen und das Verhältnis Praxis-Wissenschaft sowie ausreichend theoretische 

wie empirische Blicke auf Chancen und Risiken (vgl. Dick 2010; Wolter 2007). 

 

Eher marginal ist der Fokus auf spezifische Statusgruppen: So blickte man in den 

1950er-Jahren auf den Hochschullehrernachwuchs sowie dessen strukturelle wie histo-

rische Entwicklung und Abhängigkeiten (vgl. Oehler 1984; Plessner 1956;). Neben 

Studium und Lehre wuchs in den 1970er/1980er-Jahren das Interesse am Verhältnis 

zwischen Gesellschaft und Hochschule sowie Dozierenden und Studierenden. Jede 

Gruppe betonte die Relevanz von Kontakten, warb für Offenheit, hielt die andere Seite 

aber für daran uninteressiert (vgl. Gleich/Meran/Bargel 1982). In den 1990er-Jahren 

trat ein international vergleichender Blick auf Arbeitsbedingungen und Zufriedenheit 

hinzu. Er zeichnete eine insgesamt zufriedene, primär mit ihrer Disziplin und weniger 

der Hochschule verbundene deutsche Professorenschaft (vgl. Enders/Teichler 1995; 

Kopp/Weiß 1993). Hingegen war der Mittelbau unzufriedener – zumal bedingt durch 

seine Abhängigkeiten, unsicheren, prekären und selektiven Arbeits-, Sicherheits- und 

Qualifizierungsverhältnisse sowie Zukunftserwartungen (vgl. Enders 1998). 

 

Ein Thema sind auch Frauen und ihre Unterrepräsentierung in der Wissenschaft. In 

den 1950er-Jahren mit fehlenden Motivationen und Fähigkeiten begründet (vgl. Ma-

jcher/Zimmer 2008; Vetter 1961; Plessner 1956), liegen dem aktuell geschlechtliche 

Stereotypen, Diskriminierungen, Identitätsfragen, Belastungen und hochschulische 

Machtprozesse zugrunde (vgl. Metz-Göckel/Möller/Auferkorte-Michaelis 2009; Zim-

mer/Krimmer/Stallmann 2007; Engler 2001; Clemens/Metz-Göckel/Neusel/Port 1986). 

Allerdings steigen die weiblichen Quoten bei den wissenschaftlich Beschäftigten (35%) 

und in der Professorenschaft (20%) in allen Disziplinen langsam, aber kontinuierlich an 

– ebenso der Anteil der von Frauen vorgelegten Promotionen (45%) und Habilitationen 

(25%). Insbesondere in der jüngeren Generation zeigen sich bedeutsame Angleichun-

gen (vgl. Statistisches Bundesamt 2014). Zu beachten ist schließlich auch der wissen-

schaftliche Nachwuchs. Trotz des Ziels „beste[r] Bedingungen“ (BMBF 2008, S. 6) 

mangelt es an verlässlichen, bundesweiten Daten über seine Motivationen und Ergeb-

nisse. Bisher gilt dessen Ausbildung und Förderung als zentrale Schwachstelle (vgl. 

Falkenhagen 2008). Wenig aufgearbeitet ist auch deren Kritik an den Bologna-

Reformen (vgl. Jaksztat/Briedis 2009). Ferner zeigt sich ein geringes Nachwuchspo-

tenzial, das von sozialen und geschlechtlichen Ungleichheiten getragen wird (vgl. Bar-

gel/Röhl 2006). 

 

Insgesamt gesehen dürfte der Wandel des Hochschulsystems und der Universität als 

Institution nicht ohne Folgen für die Studiensituation und das studentische Dasein blei-
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ben. Studierende aller Fächer, unter ihnen jene im Lehramt, dürften davon mehr oder 

weniger betroffen sein. 

 

3.2 Aspekte der Studiensituation und des studentischen Daseins 
 

Folgerichtig liegt ein weiterer Schwerpunkt der Hochschulforschung auf den Studieren-

den. Von thematischen Konjunkturen begleitet, treten wieder geschlechtliche sowie 

soziale Selektionen und Verteilungen an den Hochschulen hervor. Obgleich sie öfters 

als Männer in widersprüchlicherer Situation sind, was Familie und Beruf angeht (vgl. 

Oechsle et al. 2009), hat sich die Zusammensetzung der Studierendenschaft zuguns-

ten der Frauen verschoben. Sie stellen im Wintersemester 2016/17 die knappe Mehr-

heit der Studierenden an Universitäten (vgl. Statistisches Bundesamt 2017); in der 

durchschnittlichen Zusammensetzung besteht somit eine geschlechtliche Parität. In 

fachspezifischer Sicht sind Frauen nicht selten die Majorität bei Bachelor- und Master-

examina – mit Ausnahme von Sport, Mathematik, Natur- sowie Ingenieurwissenschaf-

ten (vgl. Middendorff et al. 2013). Zudem brechen Studentinnen seltener das Studium 

ab als Studenten (vgl. Heublein/Wolter 2011). 

 

Hingegen haben sich soziale Ungleichheiten gefestigt, wie die bundesweiten Surveys 

und einzelne Studien belegen: Nach wie vor studieren mehr Angehörige aus bildungs-

höheren als -niederen Klassen. Das repliziert sich beim Übergang ins Studium bzw. 

der Absicht dazu. Von Interesse ist hier auch wieder die wirtschaftliche Lage, die eben-

falls von der sozialen Herkunft abhängt (vgl. Ramm et al. 2014; Middendorff et al. 

2013; Engler/Krais 2009). Davon sind ferner die Studienmotive geprägt, die seit jeher 

von fachlich-professionellen Aspekten und einem hohen fachlichen Selbstrekrutie-

rungspotenzial begleitet werden (vgl. Ramm et al. 2014). Befunde zur Studiensituation 

skizzieren bei Studierenden aus der akademischen Bildung fernen Klassen Merkmale 

für psychische Störungen (vgl. Hitpass 1967; Bargel/Bargel 2010). Hinzu traten schon 

immer falsche Erwartungen durch mangelnde Informationen, fachliche Verwirrungen 

und wenige Kontakte (vgl. Engler 2006; Preuss-Lausitz/Sommerkorn 1968). 

 

Die Bewertung der Studiensituation hat sich zwar im langfristigen Zeitvergleich gebes-

sert; dennoch führen Prüfungen, Leistungsanforderungen und die materielle Situation 

immer noch zu Belastungen der Studierenden – sowohl an den Universitäten als auch 

an den Fachhochschulen. Ferner werden fehlende Wissenschaftsbezüge kritisiert und 

es scheint besonders an Bezügen zur Praxis zu mangeln (vgl. Ramm et al. 2014) – 

eine Kritik, die nicht zuletzt von Lehramtsstudierenden vorgetragen wird und die sie 

berührt. Auch die Bologna-Reformen zeigen Spuren: vor allem eine unveränderte sozi-

ale Zusammensetzung der Studierendenschaft, fehlende Selbständigkeit, zu viele Re-
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gelungen, eine schlechte Studierbarkeit sowie Organisation von Lehre und Prüfung, 

mangelnde Mobilität und Berufsvorbereitung, Verunsicherungen und Belastungen (vgl. 

Bargel et al. 2009; Bargel/Bargel/Dippelhofer 2008). Anders als in den traditionellen 

Studiengängen sind auch Gedanken an Studienabbrüche etwas gestiegen (vgl. Heub-

lein/Wolter 2011). Dennoch wäre es verkürzt, das studentische Dasein als defizitär zu 

bezeichnen. Wie der Studierendensurvey belegt, ist die überwiegende Mehrheit trotz 

mancher Schwierigkeiten und Belastungen gerne an der Hochschule und mit der stu-

dentischen Rolle zufrieden. Die meisten plädieren für das Humboldtsche Ideal des 

Studiums als Persönlichkeitsbildung und identifizieren sich mit ihrem Fach. Sie sehen 

sich als Vollzeitstudierende und ziehen weder den Abbruch des Studiums noch einen 

Fachwechsel ernsthaft in Erwägung (vgl. Ramm et al. 2014). 

 

3.3 Studentische Werthaltungen 
 

Vor allem in den USA hat sich die Hochschulforschung den studentischen Werthaltun-

gen gewidmet (vgl. Dippelhofer 2011a). Weniger ist dies indes für die deutschsprachi-

gen Erhebungen mit großen Stichproben der Fall. Dennoch bietet zuvorderst der bun-

desweite Studierendensurvey, arrondiert von einzelnen, gesonderten Untersuchungen, 

einige Hinweise, die im Wesentlichen drei Spektren umschließen: die Gewichtung ver-

schiedener Lebensbereiche, die berufsbezogenen Werte sowie politisch-

demokratische Orientierungen. 

 

Die Gewichtung differenzierter Lebensbereiche markiert den ideellen Rahmen und den 

Wertemaßstab, innerhalb dessen sich die Studierenden positionieren und ihr Leben 

ausrichten. In der Hierarchie dominieren private Aspekte wie Geselligkeit und Freunde, 

Partnerin bzw. Partner sowie Familie; ähnlich wichtig ist für sie der Freizeitbereich. 

Eine geringere Relevanz hat ihre unmittelbare Umwelt von Hochschule und Studium; 

ferner sind auch Aspekte, die Beruf und Arbeit betreffen, sind weniger am studenti-

schen Horizont vertreten. Zurückhaltend zeigt sich die künftige Elite seit jeher gegen-

über Kunst und Kultur sowie Technik und Technologie – gilt dies auch für ihre Auf-

merksamkeit gegenüber Politik und öffentlichem Leben, ist besonders hier ihre seit 

jeher reservierte Haltung in den letzten Jahren gewachsen. Wissenschaft und For-

schung sowie Religion und Glaube rangieren am Ende der für die Hochqualifizierten 

relevanten Lebensbereiche und werden nur von Minderheiten als relevant erachtet 

(vgl. Ramm et al. 2014). 

 

Die beruflichen Werte spannen einen weiten Bogen von materiellen über intrinsisch-

autonomen zu sozial-altruistischen Aspekten. Steht die in den letzten Jahren gewach-

sene materielle Perspektive der Arbeitssicherheit im Vordergrund, rangieren die Wün-
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sche nach einem hohen Einkommen, guten Aufstiegschancen und der Führung ande-

rer Menschen am Ende der gesamten Wertehierarchie; sie sind jedoch weiterhin von 

mittlerer Wichtigkeit. Bedeutsamer sind intrinsisch-autonome Ansichten: Wünsche 

nach einer abwechslungsreichen, die eigenen Ideen verwirklichenden und auf selbst-

ständigen Entscheidungen basierenden Tätigkeit. Hinzu treten sozial-altruistische 

Wünsche: mit Menschen zu arbeiten, ihnen zu helfen und Nützliches für die Allgemein-

heit zu schaffen. Wenngleich von weniger als der Hälfte betont, ist der Wunsch nach 

einer flexiblen Arbeitszeitgestaltung ähnlich ausgeprägt. Möglichkeiten zu forschen, 

wissenschaftliche Tätigkeiten auszuüben und viel Freizeit zu haben finden die gerings-

te Beachtung. Wollen die Hochqualifizierten nach wie vor in hohem Maße in die Pri-

vatwirtschaft, hat in den letzten Jahren das Streben in den öffentlichen Dienst bzw. die 

Schule an Attraktivität gewonnen – wohl auch mit Blick auf einen sicheren Arbeitsplatz; 

erwartungsgemäß gilt das in besonderem Maße für die künftigen Lehrerinnen und Leh-

rer (vgl. Heine et al. 2008; Ramm et al. 2014). Bei den Berufswegen der examinierten 

Studierenden zeigen sich über alle Fächer hinweg berufliche Konsolidierungen, gestie-

gene Einkommen und Erwerbstätigenquoten – besonders bei Männern. Ebenso ist die 

Promotionsquote gewachsen (vgl. Fabian/Briedis 2009; Leitner 2009). Hinzu tritt das 

Interesse an umfassenden retrospektiven Ansichten über das Studium (vgl. Flöther 

2010; Kromrey 1999), um zur Qualitätsentwicklung der Hochschulausbildung im Rah-

men der Outputsteuerung beizutragen. 

 

In Anlehnung an anglo-amerikanische Studien (vgl. Sanford 1956; McClintock/Turner 

1962) fanden auch im bundesdeutschen Diskurs politisch-demokratische Werthaltun-

gen zuweilen Eingang in die Hochschulforschung – wenngleich auch eher verhalten; so 

vor allem durch die Untersuchung von Habermas et al. (1967). Neben demokratietheo-

retischen Überlegungen wurde hier eingehend das politische Bewusstsein Frankfurter 

Studierender empirisch erfasst. In Verbindung mit dem theoretischen Diskurs hat dies 

die Bedeutung der politisch-demokratischen Bildungsarbeit untermauert. Thematisch in 

den letzten Jahren vereinzelt aufgegriffen, erweiterte sich der Themenkranz um morali-

sche Werte, studentische Sichtweisen gegenüber politischen Entscheidungen (vgl. 

Bargel 2008; Bargel/Bargel/Dippelhofer 2008), die hochschulpolitische Partizipation 

(vgl. Dippelhofer 2015; Adam 1965) und internationale Blicke in diesem Feld (vgl. 

Schillinger 2006; Dippelhofer-Stiem/Lind, 1987; Framhein/Langer 1984). Dabei werden 

den Studierenden seit jeher ein großes demokratisches Potential, linke Positionen und 

ein politisches Grundverständnis zugesprochen (vgl. Dippelhofer 2008; Bar-

gel/Sandberger 1981). Neuere, auch eigene Untersuchungen, die in Kapitel 4 behan-

delt werden, zeigen jedoch, dass dies auch von Wunschdenken unterlegt ist. Zudem 

wird die soziale Gruppe der künftigen Lehrerinnen und Lehrer nur selten beleuchtet. 



33 

Bilanzierend ist festzuhalten: Obgleich der dem Studium beigemessenen Bedeutung 

gibt es national wie international wenig Erkenntnisse darüber, inwieweit die Hochschule 

– und damit das Studium und die Bildung – auf die Werthaltungen wirkt. Anders als bei 

Jugendstudien (vgl. Gaiser/Gille 2012) geriet dieses Feld nach anfänglichem Interesse 

(vgl. Habermas et al. 1967; Adam 1965) aus dem Forscherfokus. Entsprechend gering 

sind empirische wie theoretische Grundlagen (vgl. BMWF 2013; Dippelhofer 2011a; 

Mägdefrau 2008) und damit Diskurse über die sich ändernden Bildungs- bzw. Hoch-

schulstrukturen. Erschwerend kommt hinzu, dass eine „Theorie der Hochschule“, die 

eine kritische Auseinandersetzung beflügeln und es erlauben könnte, die diversen, teils 

partiellen empirischen Befunde einzuordnen und zu bündeln, nicht existiert (vgl. Metz-

Göckel 2012). Entsprechend arbeiten Untersuchungen wie der Studierendensurvey der 

Arbeitsgruppe Hochschulforschung an der Universität Konstanz oder auch die Analy-

sen des Deutschen Zentrums für Hochschul- und Wissenschaftsforschung (DZHW) mit 

Ad-hoc-Hypothesen – die theoretische Anbindung der Befunde bleibt dabei bisher eine 

Aufgabe für die Zukunft. 

 
 

4 Empirische Befunde aus eigenen Analysen 
 

Das vorliegende Kapitel wendet sich den Befunden des Autors zu, die auf Grundlage 

einer enzyklopädischen Bilanz des Stands der Forschung (vgl. Dippelhofer 2011a) und 

vor allem durch standardisierte Erhebungen generiert wurden. Die theoretischen Ein-

sichten und weiterführenden empirischen Ergebnisse wurden bereits in die vorherigen 

Abschnitte einbezogen und werden im Folgenden ausführlicher aufgegriffen. Beabsich-

tigt ist ein summarischer Überblick, ohne nochmals detailliert auf alle Zahlen einzuge-

hen. Es gilt, die vorgelegten Erkenntnisse über den Stand der Hochschulforschung, die 

politisch-demokratischen Werthaltungen von Studierenden und die Beziehungsgeflech-

te, in denen diese Orientierungen stehen, zusammenfassend darzulegen, die Ergeb-

nisse zu interpretieren und Folgerungen zu ziehen. Die hierfür grundlegenden Aufsätze 

und deren Fragestellungen sowie Erträge sind in chronologischer Abfolge im Anhang 

beigefügt. Das Augenmerk gilt zum einen den Studierenden an Universitäten insge-

samt; zum anderen insbesondere jenen im Lehramt – unerheblich, ob sie an der Uni-

versität oder an der Pädagogischen Hochschule eingeschrieben sind. Die Datengrund-

lagen sowie die methodischen Vorgehensweisen sind im folgenden Abschnitt skizziert, 

die jeweiligen Operationalisierungen werden in den weiteren Unterkapiteln erläutert. 
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4.1 Methodische Vorgehensweisen und Datengrundlagen 
 

Die empirischen Erörterungen ziehen im Wesentlichen drei Quellen heran: den bun-

desweiten Studierendensurvey, dessen Daten sekundäranalytisch ausgewertet wer-

den, die Untersuchung an der Pädagogischen Hochschule Freiburg, die der Autor 

selbst durchgeführt hat, sowie ergänzend spezifische Befunde einer Gießener Evalua-

tionsstudie zur Einführung eines Praxissemesters im Lehramt, in die er als Mitarbeiter 

eingebunden war. 

 

Der Studierendensurvey 
 

Diese repräsentative, querschnittliche Langzeitstudie wird seit 1983 im Auftrag des 

Bundesministeriums für Bildung und Forschung von der an der Universität Konstanz 

angesiedelten Arbeitsgruppe Hochschulforschung alle 2 bis 3 Jahre an ausgewählten 

deutschen Universitäten und Fachhochschulen durchgeführt. Die Stichprobe stellt eine 

Kombination von Quoten- und Zufallsauswahl dar. Seit 1993 auch die ehemalige DDR 

einbeziehend, soll sie mit einem standardisierten, schriftlichen Fragebogen studenti-

sche Werthaltungen und Orientierungen, Bewertungen und Wünsche zu Studien- und 

Lebenssituation und beruflichen Erwartungen sowie soziale, politische und individuelle 

Aspekte verlässlich dokumentieren. Bis zur 12. Erhebung im Jahr 2013 wurden 

100.420 Hochqualifizierte befragt und eine internationale Erweiterung realisiert (vgl. 

Ramm et al. 2014; Schmidt/Bargel 2011; Hadji/Bargel/Masjuan 2005). Die konkrete 

Sicht auf politisch-demokratische Werte beschränkt sich seit jeher auf den deutschen 

Kontext (vgl. Busse 2015). Durch ihre gesellschaftliche Relevanz beziehen sich die hier 

vorzulegenden Analysen nur auf die Universitätsstudierenden, die zu ausgewählten 

Zeitpunkten seit 1993 dargestellt werden (N jeweils über 3.500). Damit ist es möglich, 

nach generationsspezifischen Ausgestaltungen und Verankerungen zentraler Werthal-

tungen zu fragen (vgl. Mannheim 1970). Die Analysen widmen sich dem allgemein-, 

europa-, hochschul- und studierendenpolitischen Interesse, dem politischen Standort 

und der Verankerung mit demokratischen Werten.8 

 

Die Studie an der Pädagogischen Hochschule Freiburg 
 

Die im Wintersemester 2008/09 an der Pädagogischen Hochschule Freiburg mit einem 

schriftlichen Instrument vom Autor realisierte quantitativ-standardisierte Studie (N 781) 

adaptiert einige Fragebatterien des Studierendensurveys und erfasst zusätzlich die 

Rolle und Verantwortung sowie die hochschulische Vorbereitung der Studierenden für 

ihre spätere Aufgabe, als Lehrkräfte auf die politisch-demokratische Bildung der Schü-

lerschaft zu wirken (vgl. Dippelhofer 2009). Die Befragung konnte in fast allen von den 

Lehramtsstudierenden verpflichtend zu besuchenden sowie in ausgewählten fachspe-
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zifischen Lehrveranstaltungen durchgeführt werden, die zuvor dem Vorlesungsver-

zeichnis entnommen wurden. Innerhalb dieser Veranstaltungen wurden die Anwesen-

den um Teilnahme gebeten; nur sehr wenige haben sich verweigert. Die Stichprobe 

umfasst 781 Befragte; darunter sind 512 Studierende, die ein Lehramt anstreben. 

 

Ergänzende Datenbestände 
 

Auch im längsschnittlichen Forschungsprojekt „Evaluation Praxissemester“ bestand an 

der Universität Gießen die Gelegenheit, politisch-demokratische Werthaltungen künfti-

ger Lehrkräfte zu erfassen. Das Projekt widmet sich der studentischen Bewertung einer 

einsemestrigen Praxisphase im Lehramtsstudium. In diesem Rahmen war es möglich, 

die Orientierungen der Studierenden zu unterschiedlichen Themen zu erfassen und 

miteinander zu verknüpfen, so etwa Gesellschaftsbilder und Vorstellungen zur Inklusi-

on, um der von Parsons/Platt (1990) aufgeworfenen These nachzugehen, dass Wert-

haltungen nicht isoliert sind, sondern gemeinsame Syndrome verschiedener Lebensbe-

reiche konstituieren. Die erste Erhebung fand im Sommersemester 2015 in zentralen 

Veranstaltungen der Lehramtsstudierenden statt. In der als Vollerhebung angelegten 

Studie konnten in der ersten Erhebung mit einem schriftlich standardisierten Fragebo-

gen 659 Studierende erreicht werden – weitere Befragungen folgen. Auch wenn noch 

keine Publikation, sondern nur Vorträge vorliegen, wird am Rande auf die Befunde des 

ersten Messzeitpunktes eingegangen. 

 

4.2 Strukturelle Rahmungen aus Sicht der Studierenden 
 

Als ein umfangreiches und interdisziplinäres Feld mit einem reichhaltigen, vorwiegend 

empirisch bearbeiteten Thementableau speist sich die Hochschulforschung sowohl aus 

reinem Forschungsinteresse und gesellschaftlichen, politischen sowie ökonomischen 

Entscheidungen als auch aus gesellschaftlich präferierten Sozialisations- und Bil-

dungsvorstellungen und sozialem Wandel. Von herausgehobener Prominenz sind an-

wendungsorientierte Surveys, die an der Nahtstelle von Wissenschaft und Gesellschaft 

angesiedelt sind und in der Tradition der Sozialberichterstattung stehen, unter Einbe-

ziehung großer Stichproben, um den politischen Akteuren grundlegende Informationen 

und daraus abgeleitete Expertise zu überreichen. Zu nennen sind bspw. die Sozialbe-

richte, die seit 1951 im Auftrag des Deutschen Studentenwerks vom DZHW (vormals 

HIS) durchgeführt werden, sowie der Studierendensurvey (vgl. Middendorff et al. 2013; 

Ramm et al. 2014). Sowohl die Grundlagen- als auch die anwendungsorientierte For-

schung bringt entweder neue Themen hervor oder reaktiviert ältere. Mit dem Fokus auf 

die Makroperspektive rücken strukturelle und institutionelle Gegebenheiten sowie de-

ren Änderungen und Wirkungen ins Zentrum. Hinzu treten Blicke auf studentische Stu-
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dien-, Lebens- und Arbeitserwartungen bzw. -bedingungen. Anders als im außerhoch-

schulischen Bereich finden soziopolitische Werthaltungen, soziale Ungleichheiten, so-

zialisatorische Bedingungen und Theoriebildungen weniger Aufmerksamkeit (vgl. im 

Überblick Dippelhofer 2011a). 

 

Begleitet wird dies von einem erst wieder wachsenden theoretischen wie empirischen 

Interesse an Veränderungen in Bildung und Hochschule. Das erstaunt, da die Studie-

renden als künftige gesellschaftspolitische Elite zur überzeugten wie überzeugenden 

Vertretung und Weiterentwicklung systemischer Werte beitragen sollen – so etwa als 

schulische Lehrkräfte. Diesbezüglich bleiben nicht nur Lehramtsstudierende, sondern 

auch deren Ausbildungsstrukturen unterbeleuchtet – vor allem an Pädagogischen 

Hochschulen (vgl. Dippelhofer 2011b). Der Diskurs über Hochschulen ist ferner durch 

die mit dem Bologna-Prozess einhergehenden Umstrukturierungen geprägt, die die 

hochschulische wie die studentische Identitätsbildung mit beeinflussen. Dabei sind, wie 

der Studierendensurvey zeigt, die Hochqualifizierten besonders gegenüber dem da-

mals neu eingeführten Bachelor kritisch eingestellt. Anders als politisch intendiert, 

sprechen ihm auch jene, die ihn anstreben, eine wissenschaftlich fundierte Berufsbefä-

higung eher ab. Begleitet wird das von der Sicht auf geringere Förderungen bei 

Schlüssel- und Fachqualifikationen, Einschränkungen bei der Studiengestaltung, inhalt-

lichen wie fachlichen Unübersichtlichkeiten sowie weniger hochschulischer Attraktivität 

für ausländische Studierende, Chancen bzw. Zugängen in den Arbeitsmarkt und wis-

senschaftlichen Vertiefungen. Dabei nehmen die Zweifel an den Erfolgen bzw. die Kri-

tik zu, je geringer eine Übereinstimmung zu dem Versprechen nach besseren Chancen 

und Befähigungen gesehen wird. Je größer eine strukturelle und auch inhaltliche Pas-

sung wahrgenommen wird, desto ausgeprägter fällt die Zustimmung zu dem neuen 

System aus – diese lässt sich besonders in den ökonomischen Fächern beobachten, 

weniger in sozial- sowie ingenieurwissenschaftlichen Disziplinen (vgl. Bar-

gel/Bargel/Dippelhofer 2008). Allerdings ist nicht auszuschließen, dass diese Einschät-

zungen mittlerweile günstiger ausfallen, wie dies Befunde zum Übergang in das Er-

werbsleben ableiten lassen (vgl. Falk/Huyer-May 2011). Auch muss offenbleiben, ob 

Lehramtsstudierende an Universitäten ähnlich urteilen wie Hochqualifizierte in anderen 

Studiengängen. 

 

Ferner bleibt der Beitrag der Universität bei der Formung bzw. Vermittlung politisch-

demokratischer Werte eher unterbeleuchtet. Bislang ergeben sich aber durchaus posi-

tive Effekte in diesem Prozess und dem damit verbundenen Aufbau einer Zivilgesell-

schaft, die in hohem Maße von der künftigen Elite getragen wird – auch im europäi-

schen Rahmen. Der institutionelle Einfluss zeigt sich dem Studierendensurvey folgend 
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darin, diese Entwicklung mit einem Auslandsaufenthalt, der bisher nur von wenigen 

Studierenden wahrgenommen wird, den Überlegungen, dies stärker in den Gestaltun-

gen der Fächer zu verankern sowie einer längeren Studienzeit stützen zu können. Das 

beinhaltet zugleich positive Effekte auf das Interesse an nationalen wie europäischen 

Belangen und die politisch-demokratischen Werthaltungen. Begleitet wird dies von uni-

versitären Merkmalen wie der Fachzugehörigkeit: Hier sind im Besonderen die Sozial-

wissenschaften zu nennen (vgl. Dippelhofer 2014a, 2014b). 

 

Insgesamt zeugen die auf die Universität gerichteten Werthaltungen, dass die Studie-

renden am Humboldtschen Ideal festhalten. Die meisten fordern nach wie vor eine 

breite Persönlichkeitsbildung ein, wollen während des Hochschulbesuchs mehr Auto-

nomie und Kritikfähigkeit, Reflexivität und Verantwortungsbereitschaft sowie ein massi-

veres Tableau gesellschafts- wie hochschulpolitischer Themenbearbeitung und eine 

aktivere Teilhabe erlangen. In gewissem Widerspruch dazu kritisieren sie aber auch 

mehrheitlich den Mangel an praktischen Bezügen (vgl. Dippelhofer 2015; Ramm et al. 

2014; Bargel/Bargel/Dippelhofer 2008). Auch wenn die Publikationen nicht nach Studi-

engängen unterscheiden, ist anzunehmen, dass solche Überzeugungen ebenfalls von 

den angehenden Lehrerinnen und Lehrern getragen werden. 

 

4.3 Politisch-demokratische Werthaltungen von Studierenden 
 

Sowohl im Studierendensurvey als auch in der Freiburger PH-Studie werden die poli-

tisch-demokratischen Werthaltungen durch mehrere Indikatoren gemessen: Sie stützen 

sich zum einen auf das politische Interesse, das mit einer vier Variablen umfassenden 

Fragebatterie erhoben wird, zum zweiten auf den politischen Standort im Links-Rechts-

Kontinuum im Vergleich zur Bevölkerung und zu den Kommilitoninnen und Kommilito-

nen. Drittens ist die hochschulpolitische Partizipation von Belang. Ein viertes Augen-

merk gilt schließlich fünf von Max Kaase 1971 entwickelten Items zu verschiedenen 

Aspekten des demokratischen Systems und Handelns. Die eingesetzten Instrumenten-

teile sind ordinal- bzw. Likert-skaliert und im Studierendensurvey langjährig erprobt. 

 

Politisches Interesse, politischer Standort und Partizipation 
 

Wie die Daten des Studierendensurveys belegen, ist das politische Interesse als ambi-

valent zu bezeichnen (vgl. Dippelhofer 2015): Insoweit es sich um das allgemeinpoliti-

sche Geschehen handelt, ist dies von mittlerem bis höheren Niveau; das hochschulpo-

litische und studentische Geschehen sowie die Europapolitik wecken hingegen nur 

selten die Aufmerksamkeit (vgl. Dippelhofer 2014b). Zudem sind gegenüber den 

1990er-Jahren gesunkene Werte zu konstatieren. Bezüglich des Interesses an allge-

meinpolitischen Belangen liegt der Median bei 3,8 der siebenstufigen Antwortvorgabe; 
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immerhin 57% wählen die Kategorien 4 bis 6 – dies ist bei den Studenten ausgeprägter 

als bei den Studentinnen. Den Daten der 12. Erhebung zufolge unterscheidet sich das 

mittlere Interesse der künftigen Lehrerinnen und Lehrern signifikant nur in Bezug auf 

das allgemeine politische Geschehen – es ist etwas geringer vorhanden (Mediane 3,7 

vs. 3,9); dies wird durch eine leicht höhere Zuwendung zur studentischen Politik kom-

pensiert (Mediane 1,9 vs. 1,7).9 Die Antwortstrukturen der Freiburger Befragten sind 

bei der politischen Aufmerksamkeit ähnlich (Median 3,8); diese sind aber mehr als un-

interessiert an allgemeinpolitische Geschehnissen einstufbar als ihre universitären 

Lehramtskommilitoninnen und -kommilitonen (vgl. Dippelhofer 2011b). 

 

Im Vergleich zum familialen und freizeitlichen Lebensbereich misst die künftige Elite 

dem politischen Raum entsprechend keine sehr große Rolle zu, hält ihn aber auch 

nicht für völlig unwichtig; wiederum besteht die Tendenz zur mittleren Antwortvorgabe 

(vgl. Dippelhofer 2014a). Hinzu tritt die seit jeher bestehende Neigung, sich eher poli-

tisch links zu verorten – besonders im Vergleich zur Bevölkerung; gegenüber den 

Kommilitoninnen und Kommilitonen ordnet man sich selber etwas rechter ein. Zugleich 

hat sich aber der Anteil jener, die sich nicht positionieren wollen bzw. können von 1993 

bis 2013 auf 20% mehr als verdoppelt, wenn der Maßstab die Orientierungen der Be-

völkerung ist. Dieser Anteil steigt gar auf ein Drittel, wenn die Mitstudierenden die Re-

ferenzgruppe bilden. Auch in dieser Zurückhaltung gleichen sich Befragte der ver-

schiedenen universitären Studiengänge. Neuerlich replizieren sich diese Haltungen bei 

den Immatrikulierten an der Pädagogischen Hochschule. Auch sie neigen im Vergleich 

zur Bevölkerung eher nach links, positionieren sich gegenüber den Kommilitoninnen 

und Kommilitonen aber rechter. Erneut kann bzw. möchte sich jeder Vierte hinsichtlich 

der Gesamtbevölkerung nicht äußern – in Bezug auf die Mitstudierenden sind es sogar 

zwei Fünftel (vgl. Dippelhofer 2009). 

 

So mag es nicht verwundern, wenn die hochschulpolitische Partizipation rudimentär 

bleibt: Aufgeschlossenheit gegenüber und Aktivitäten in hochschulischer und studenti-

scher Politik sind seit jeher äußerst gering. Am ehesten ist die Fachschaft bedeutsam – 

auch wenn hier nur rund jede Zehnte der im Studierendensurvey erfassten Personen 

teilnimmt; eine Minderheit von 3% hat ein Amt inne. Engagiert ist man primär im Sport- 

und Kulturbereich. Unmittelbar als politisch skizzierbare Gruppen und Gremien reihen 

sich weit dahinter ein. Es besteht aber keine politische Abstinenz: Denn die Studieren-

den wissen über die Jahre hinweg konkrete Ziele für ihre Vertretungen zu formulieren – 

neben studienbedingten sind das auch hochschul- und allgemeinpolitische Themen. 

Ferner haben politische Forderungen in der Zeit an Bedeutung gewonnen, so das all-

gemeinpolitische Mandat der Studierendenschaft (vgl. Dippelhofer 2015). 
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Demokratische Werthaltungen und Prinzipien 
 

Doch nicht nur bezüglich des politischen Interesses, der Selbstverortung und der Parti-

zipation sind im Zeitverlauf seit den 1990er-Jahren deutliche Verschiebungen zu kon-

statieren. Massive Veränderungen bestehen auch bei den demokratischen Werthaltun-

gen und der Akzeptanz demokratischer Prinzipien.10 Diese haben sich im Vergleich der 

Generationen immer mehr gelockert, wie die Daten des Studierendensurveys zeigen – 

derzeit scheint die „indifferente Generation“ prägend zu sein. Galten zu Beginn der 

1990er-Jahre 70% der Studierenden als eng mit den entsprechenden Werten verbun-

den, ging dieser Anteil bis zum Millennium stetig zurück – damals war weniger als jeder 

Zweite damit identifizierbar. Obgleich gegenüber 1993 nach wie vor distanzierter, sind 

die zustimmenden Aussagen inzwischen häufiger. In der aktuellen Studierendenschaft 

an den Universitäten sei die knappe Mehrheit den demokratischen Werten zugetan – 

sie gehören den Ausprägungen 1 oder 2 im Summenscore an (vgl. Dippelhofer 2014a, 

2014b). Dabei zeigen sich in der Analyse einzelner Items sowohl regressive als auch 

progressive Entwicklungen in jenen als für das System zentral geltenden Faktoren; nur 

wenige erweisen sich seit jeher als fest verankert am Horizont der künftigen Funktions-

elite: Vor allem die Gewaltlosigkeit sowie das Recht zu streiken und zu demonstrieren 

haben in der Zeit nichts an der fast einhelligen Zustimmung verloren. Hingegen sind 

Forderungen nach mehr Diskursen oder einer Opposition, die die Regierung kritisiert 

und weniger unterstützt, regressiv; sie finden erst langsam wieder etwas mehr Sympa-

thien. Dennoch ist den Befunden folgend keine vollständige Ablehnung der im beste-

henden System zentralen Werte durch die künftige Elite zu diagnostizieren – dies gilt 

auch auf internationaler Ebene, auf der sich Studierende für eine politische und wirt-

schaftliche europäische Integration einsetzen (vgl. Dippelhofer 2014b). 

 

Gleichwohl sollte es Anlass zur Diskussion sein, wenn nur etwa die Hälfte der Hoch-

qualifizierten an den Universitäten die grundlegenden Werte der demokratischen Ge-

sellschaft tief verinnerlicht zu haben scheint. Noch bedenklicher ist, dass sich die an-

gehenden Lehrinnen und Lehrer stärker als andere für affirmative Haltungen und Akti-

vitäten aussprechen – insbesondere ist ihnen daran gelegen, die öffentliche Ordnung 

aufrechtzuerhalten und die Opposition als die Regierung stützende Einrichtung zu se-

hen. In der Summe allerdings nivellieren sich diese Differenzen: Die Mediane der 

Summenskala unterscheiden sich nicht signifikant zwischen den Teilstichproben (2,3 

vs. 2,4). Die in Freiburg Befragten indes tendieren noch etwas stärker zu einem eher 

labilen Demokratieverständnis. Zwischen den Ausprägungen 1 („vehement demokra-

tisch“) und 6 („stark undemokratisch“) weist der Median von 2,6 stärker in Richtung 

einer eher labilen Orientierung. 
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Politisch-demokratische Werte im Beziehungsgeflecht 
 

Erwartungsgemäß bestehen signifikante, interne Zusammenhänge zwischen den Indi-

katoren der politisch-demokratischen Werthaltungen. Diese Beziehungen zeigen sich 

in den bivariaten Analysen und werden in regressionsanalytischen Modellen bestätigt 

(vgl. Dippelhofer 2014b): Je interessierter die universitären Studierenden am allge-

meinpolitischen Geschehen sind, desto ausgeprägter sind ihre demokratischen Über-

zeugungen (beta -.17). Das Interesse an Politik interagiert auch mit dem politischen 

Standort – je höher es veranschlagt wird, desto linker schätzen sich die Befragten ein 

(beta -.16) und je linker sie sind, desto stärker werden demokratische Prinzipien befür-

wortet (beta .27). Zwar gibt es je nach Erhebungszeitpunkt des Studierendensurveys 

kleinere Variationen und leichte Unterschiede zwischen Pädagogischer Hochschule 

und Universität, doch sind die Antwortmuster stabil (vgl. Dippelhofer 2011b). Auch 

wenn keine gesonderten Analysen für die künftigen an den Universitäten immatrikulier-

ten Lehrkräfte gerechnet wurden, ist anzunehmen, dass die multivariat ermittelten 

Strukturen bei dieser Gruppe ähnlich ausfallen. 

 

Diese Befunde sind als Beleg für die von Parsons/Platt (1990) vertretene Position zu 

werten, der zufolge „Wertmuster niemals in Isolation, sondern ausschließlich als Be-

standteile eines umfassenden Wertsystems“ existieren, das wiederum „die Quelle einer 

normativen Spannung zwischen dem tatsächlichen Stand der Dinge und dem Zustand, 

der im Sinne eines Wertsystems als wünschenswert gilt“ ist (ebd., S. 60f.; Hervorh. 

i.O.). Doch scheint dieses System über die unmittelbaren Variablen des politisch-

demokratischen Spektrums hinauszuweisen. Denn es bestehen – wie noch zu zeigen 

sein wird – weitere Beziehungsgeflechte mit der Zuschreibung von Verantwortung und 

der Einschätzung der Vorbereitung auf die schulischen Aufgaben. Neuere Daten aus 

dem Gießener Projekt „Evaluation Praxissemester“ lassen ferner erkennen, wie gene-

relle, auf Gesellschaft und Demokratie gerichtete Orientierungen der befragten Lehr-

amtsstudierenden mit der ideellen Haltung zur Inklusion von körperlich wie geistig be-

einträchtigten Kindern und Jugendlichen in Schule und Unterricht interagieren. Je ge-

festigter linke sowie progressive Gesellschaftsvorstellungen sind, desto stärker werden 

inklusive Maßnahmen befürwortet und positiv eingestuft (vgl. Dippelhofer 2017). 

 

Sowohl der Studierendensurvey als auch die Freiburger Erhebung verweisen zudem 

auf weitere Prädiktoren für die Kriterien politisches Interesse, politischer Standort und 

Akzeptanz demokratischer Prinzipien (vgl. Dippelhofer 2014a; 2011b).11 So wird das 

politische Interesse über soziodemografische Faktoren wie die Geschlechtszugehörig-

keit signifikant beeinflusst (beta um .30) – Männer sind mit mehr als jedem Zweiten 

deutlich aufgeschlossener am allgemeinpolitischen Geschehen als Frauen; jede Dritte 
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äußert das. Studentinnen neigen mehr zu hochschul- und studierendenpolitischen In-

halten und präferieren eher soziale Inhalte. Trotz ihrer geringeren politischen Aufmerk-

samkeit fordern sie (im bivariaten Vergleich) stärker ein allgemeinpolitisches Mandat 

für die studentischen Vertretungen. 

 

Hinzu treten studienbezogene Merkmale, die holzschnittartig auf Basis bivariater Be-

rechnungen des Studierendensurveys erläutert werden: Das Interesse wird von einer 

rechts- wie sozialwissenschaftlichen Fachzugehörigkeit gestützt. Das Ingenieurwesen 

rangiert in allen Belangen am Ende der Fächerhierarchie. Studierende der Sozialwis-

senschaften sind hochschulpolitischen Einrichtungen gegenüber am aufmerksamsten 

und aktivsten – besonders in der studentischen und offiziellen Selbstverwaltung. Ihr 

Engagement an informellen Aktionsgruppen und politischen Studierendenvereinigun-

gen ist im Vergleich zu den Ingenieurwissenschaften mit 16% bzw. 11% rund viermal 

so hoch. Auch werden die Inhalte, für die sich studentische Vertretungen einsetzen 

sollen, am stärksten in den Sozialwissenschaften geäußert. Ferner sind hier die demo-

kratischen Positionen am ausgeprägtesten. Die Distanz zu diesen ist in den Ingenieur- 

und den Wirtschaftswissenschaften am größten. Ferner weisen die traditionellen Studi-

enabschlüsse positivere Effekte bei ihrer Verankerung auf als die neuen Abschlüsse. 

Soziodemografische Faktoren haben kaum Bedeutung (vgl. Dippelhofer 2015). 

 

Die Aufmerksamkeit für allgemeinpolitische Belange wächst auch mit der Studiendau-

er, sinkt aber bezüglich der Hochschul- und Studierendenpolitik. Die Studienanfänger 

sind dort zwar interessierter, aber nicht aktiver als die höheren Semester. Diese for-

dern aber mehr Engagement studentischer Vertretungen: besonders für eine bessere 

Lehre. Gegenüber diesen politischen Feldern, Gruppen und Gremien sind Bachelor- 

und Masterstudierende aufgeschlossener als jene in den traditionellen Abschlüssen – 

das gilt auch für eine Mitgestaltung an den Prüfungs- und Lehrbedingungen. Ein Ein-

fluss der Studiendauer zeigt sich erneut bei den demokratischen Werten: So nimmt mit 

dieser die Verankerung der künftigen Elite mit den entsprechenden Prinzipien zu – bei 

den Studienanfängern ist rund die Hälfte als damit fest verbunden benennbar; seitens 

der höheren Semester sind es fast zwei Drittel (vgl. Dippelhofer 2014b, 2011b). Offen-

bar hat die Dauer des Hochschulbesuchs Effekte, auch wenn sie nicht gänzlich von 

Alters- und Reifeprozessen abgrenzbar sind. Im multivariaten Vergleich steigt das Inte-

resse an Politik mit der Semesterzahl signifikant an (beta .12 bzw. .13), die Zusam-

menhänge mit den demokratischen Prinzipien sind noch ausgeprägter – beta -.21 an 

der Pädagogischen Hochschule, -.12 an der Universität. 
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4.4 Verantwortlichkeit und Vorbereitung der Lehramtsstudierenden 
 

Auch wenn die Daten eine Stärkung der politisch-demokratischen Werte im Laufe des 

Studiums belegen und damit der hochschulischen Bildungsinstitution eine Wirkung 

bescheinigen, ist Skepsis angebracht, ob die ideelle Basis für das Wirken im zukünfti-

gen Tätigkeitsfeld hinreichend ist. Nicht zuletzt dies erfordert eine Analyse, ob ange-

hende Lehrerinnen und Lehrer ihren Berufsstand überhaupt in der Verantwortung se-

hen, die nachwachsenden Generationen entsprechend zu bilden und anzuleiten, in-

wieweit sie sich selbst durch das Studium vorbereitet sehen und welche Wünsche sie 

in dieser Richtung formulieren. Die Zuschreibung von Verantwortung für sowie die 

Qualität der Vorbereitung auf die politisch-demokratische Bildung in der Schule wurden 

nur in der Freiburger Studie aufgegriffen: 

 

Von einigen Abweichungen abgesehen, bestätigen sich bei den angehenden Lehrkräf-

ten, die an der Pädagogischen Hochschule befragt wurden, die insgesamt in der uni-

versitären Studierendenschaft oben skizzierten vorhandenen Tendenzen; auch wenn 

sie besonders im Primarstufenbereich weniger ausgeprägt sind (vgl. Dippelhofer 

2011b). Das mittlere Niveau der Hinwendung zum politischen Geschehen, die Unsi-

cherheit bezüglich des eigenen politischen Standorts und die tendenziell labile Befür-

wortung demokratischer Prinzipien spiegeln sich in der Zuschreibung einer de-facto-

Verantwortung für die politische Bildung wider.12 Im Reigen verschiedener auf die poli-

tische Bildung wirkender Instanzen, die im Fragebogen vorgelegt wurden, setzen die 

künftigen Lehrkräfte mit deutlicher Mehrheit die Eltern an erste Stelle, gefolgt von 

Freunden und Medien. Schule liegt weit dahinter – rund jeder Dritte hält sie für bedeut-

sam. Nur noch jeder Fünfte spricht Vereinen und Lehrkräften einen Einfluss auf die 

politische Bildung zu; von jedem Zehnten präferiert bilden Parteien das Schlusslicht. 

Das deckt sich mit den Ansichten der berufstätigen Lehrerinnen und Lehrer, die ihrem 

Berufsstand hier wenig sozialisatorische Potenz zuweisen (vgl. Institut für Demoskopie 

Allensbach 2011). 

 

Dennoch implizieren diese Stellungnahmen keineswegs, dass die Befragten die Leh-

rerschaft aus der Verantwortung entlassen, sie pointieren vielmehr deren faktische 

Rolle bei der Wertevermittlung: Mit überwiegender Mehrheit, wenn es bei den Heran-

wachsenden um die Vermittlung von Kritikfähigkeit, die Förderung und Integration so-

zial Benachteiligter sowie die Arbeit am Demokratiebewusstsein geht. Trotz der zuge-

schriebenen geringen Wirkkraft in der politischen Bildung wird dem Lehrberuf fast 

mehrheitlich die Pflicht zugeschrieben, die jungen Leute in der Schule entsprechend zu 

fördern (46%) – fast jeder Zweite sieht darin noch teilweise eine Verantwortung der 

Lehrkräfte. Diese Erwartungshaltung tritt noch deutlicher hervor, wenn den Einschät-
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zungen des faktischen Ist-Zustands die Soll-Vorstellungen gegenübergestellt werden. 

Den meisten Befragten gilt es als außerordentlich wünschenswert, dass sich die Lehr-

kräfte all diesen Feldern widmen. Obgleich am geringsten ausgeprägt, liegt die positive 

Zustimmungsrate allein bei der politischen Bildung bei 69% (vgl. Dippelhofer 2013). 

 

Doch in welchem Grade diese Wünsche in der Praxis erfüllbar sind, ist fraglich. Denn 

die Vorbereitung der aktiven Lehrerschaft auf diese Aufgaben durch das Studium wird 

von den Studierenden eher zurückhaltend eingeschätzt. Allenfalls die Hinführung da-

rauf, der Schülerschaft die Fähigkeit kritischer Beurteilungen nahezubringen, erfährt 

eine günstige Bewertung – 39% stimmen dem zu, weitere 50% halten die Vorbereitung 

darauf für teilweise gegeben. Bei der Demokratieerziehung oder gar – mit einer Zu-

stimmung von nur rund jedem Zehnten – bei praktischen Demokratieübungen, der poli-

tischen Bildung und gesellschaftspolitischer Aufklärung ist dieses Zutrauen deutlich 

geringer. Je weniger diese Vermittlungsfähigkeiten bei den Berufstätigen als real gese-

hen werden, desto mehr meinen die Lehramtsstudierenden, in der eigenen Ausbildung 

selbst nicht ausreichend darauf vorbereitet zu werden: Das bezieht sich vor allem da-

rauf, die Schülerschaft über soziale und politische Entwicklungen aufzuklären sowie 

diese politisch zu bilden – jeweils rund 70% meinen, dies sei nicht gegeben. Mehrheit-

lich gilt das auch für praktische Demokratieübungen und eine darauf abgestimmte Er-

ziehung. Eine Verbesserung in der eigenen Lehramtsausbildung, also zu kritischen 

Beurteilungen angeleitet zu werden, möchte noch fast jeder Zweite (vgl. Dippelhofer 

2009). 

 

Im bivariaten Vergleich ergeben sich Effekte der Geschlechts- sowie der Fachzugehö-

rigkeit: So wollen mehr Männer als Frauen, dass die Lehrkräfte im Unterricht politisch 

bilden (60% vs. 42%); Studentinnen hingegen monieren mehr Defizite in der Vorberei-

tung. Angehörige der Sprach- und Kulturwissenschaften meinen, es fehle eine passen-

de Ausbildung für praktische Demokratieübungen. Während sich diese Variationen im 

regressionsanalytischen Modell nicht bestätigen, zeitigt einmal mehr die Studiendauer 

signifikante Wirkkraft: Mit ihr nimmt die Sicht zu, dass Lehrkräfte die unmittelbare Ver-

antwortung für die politische Bildung der Schülerschaft haben; zudem wird die Qualität 

der eigenen, im Studium aktuellen Vorbereitung durch die Hochschule darauf positiver 

eingeschätzt (beta jeweils .14). In der Einzelbetrachtung aber sinkt die Sichtweise, die 

aktiven Lehrkräfte hätten Übung in der praktischen Demokratieschulung – das betrifft 

auch ihre Fähigkeiten, über soziopolitische Entwicklungen aufklären und zur Kritik an-

leiten zu können. Parallel wächst der Wunsch, in der eigenen Ausbildung ein besseres 

Rüstzeug für diese Belange zu erhalten (vgl. Dippelhofer 2013). 
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Neuerlich gibt es Hinweise auf die von Parsons/Platt (1990) postulierte enge Konnota-

tion verschiedener Wertesegmente (vgl. Dippelhofer 2013): So untermauern die poli-

tisch Interessierten stärker als die Referenzgruppe die faktische Verantwortung, in der 

Schule sowohl politisch (65 vs. 27%) als auch das demokratische Bewusstsein zu bil-

den (72 vs. 49%). Sie sehen im Lehramtsstudium auch eher Mängel, demokratische 

wie kritische Kompetenzen weitergeben zu können – das gilt zudem für jene, die sich 

politisch links einordnen. Kritik kommt ferner von den Studierenden, die mit den demo-

kratischen Prinzipien verankert sind: Je gefestigter diese sind, desto weniger sehen sie 

Befähigungen zur politischen Bildung, Demokratieerziehung und -schulung. Mehr als 

Andere stützen sie die Pflicht des Lehrerkollegiums, das Demokratiebewusstsein sowie 

die politische Bildung der Schülerschaft zu stärken (77 bzw. 56%). Auch wächst der 

Wunsch, Kritikfähigkeit, soziale Gleichstellung, das Demokratiebewusstsein und die 

politische Bildung zu realisieren. Ferner halten linke Studierende die Arbeit am demo-

kratischen Bewusstsein für eine grundlegende Verantwortung der aktiven Berufstäti-

gen. Multivariate Berechnungen weisen dem politischen Interesse und den demokrati-

schen Prinzipien eine prädiktorische Funktion für den Wunsch nach Verantwortung der 

Lehrerschaft zu (beta .19 bzw. -.17); die politische Selbstverortung erweist sich als 

vorhersagende Variable für eine kritische Beurteilung der Vorbereitung durch die 

Hochschule (beta -.12). 

 

Insgesamt ist festzuhalten: Das ambivalente Wertefundament der Studierenden wird 

arrondiert durch eine eher pessimistische Einschätzung des Wirkungsgrades von 

Schule und Lehrerschaft, wenn die politische Bildung der nachwachsenden Generatio-

nen auf dem Prüfstand steht. Doch das geht nicht mit einer Herabwürdigung dieser 

Aufgabe einher – im Gegenteil: Die Studierenden an der Pädagogischen Hochschule 

Freiburg weisen ihrem Berufsstand eine herausgehobene Rolle zu und wünschen sich 

die Übernahme von Verantwortung; sie sehen sich aber durch ihre Ausbildung zu we-

nig darauf vorbereitet. Diese Antwortstrukturen werden durch die eigenen politisch-

demokratischen Werthaltungen fundiert. Darüber hinaus erweist sich auch die Studien-

dauer als relevant. Mit zunehmender Semesterzahl steigen die Zuschreibungen an die 

Lehrerrolle und die attribuierte Qualität der Vorbereitung. Das kann als weiterer Beleg 

dafür gewertet werden, dass sich im Laufe des Studiums Urteilskraft und Verantwort-

lichkeit erhöhen und die Hochschule mithin einen sozialisatorischen Beitrag leistet. 

 

4.5 Zusammenfassung und Interpretation der Befunde 
 

In der Gesamtschau präsentiert sich die Hochschulforschung als ein inhaltlich wie me-

thodisch ausdifferenziertes und interdisziplinäres Feld. Dennoch treten einige Themen 

kaum bzw. wenig in Erscheinung und eine adäquate Theoriebildung liegt nicht vor. Zu 
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den marginalen Feldern gehören dabei die politisch-demokratischen Werte von Studie-

renden, insbesondere derer im Lehramt, sowie die Zuweisung von Verantwortlichkeit 

zur Vermittlung der damit verbundenen Grundlagen an die nachwachsenden Generati-

onen und die Vorbereitung auf diese Aufgabe im Studium. Entsprechende wissen-

schaftliche wie öffentliche Diskurse, welche die Identität von Hochschule und Studie-

renden mitbeeinflussen, sind geprägt durch eine Vernachlässigung späterer Berufsfel-

der und ihrer Ausbildung. 

 

Kurze Zusammenfassung der Befunde 
 

Aus diesen Lücken in der Forschungslandschaft gewinnen die hier vorgelegten empiri-

schen Befunde ihre Bedeutung: Wie der bundesweite Studierendensurvey belegt, ha-

ben sich die politisch-demokratischen Werthaltungen je nach herangezogenem Indika-

tor unterschiedlich, teils widersprüchlich, entwickelt; sie bleiben aber nach wie vor Teil 

eines multivariat vernetzten Syndroms. Veranschaulicht wird das von einem im Ver-

gleich zu den 1990er-Jahren zwar gesunkenen, aber nach wie vor existierenden Inte-

resse der Studierenden am allgemeinpolitischen Geschehen. Hingegen widmen sie 

sich deutlich weniger ihrer eigenen Umwelt – d.h. der hochschulischen und studenti-

schen Politik. Dennoch formulieren sie seit jeher konkrete und auch politische Aufga-

ben für ihre Vertretungen. Die Selbstverortung im Links-Rechts-Kontinuum zeugt von 

einer gestiegenen Unsicherheit bzw. dem Unwillen eines beachtlichen Anteils der Be-

fragten, sich in ihrer politischen Verortung festzulegen. Diese Tendenzen spiegeln sich 

in der Haltung zur Demokratie: Lediglich die knappe Mehrheit der künftigen Elite ist fest 

mit ihren Werten verbunden – in der Zeit ist zudem eine regressive Tendenz zu konsta-

tieren, die sich nach dem Millennium nur leicht gewendet hat. 

 

Nach wie vor steht eine nennenswerte Minderheit den systemischen Werten ambiva-

lent gegenüber – besonders unter den künftigen Lehrkräften, wie auch die Erhebung 

an der Pädagogischen Hochschule Freiburg bestätigt. Diese messen mehr dem El-

ternhaus als ihrem späteren Berufsfeld eine Wirkkraft für die politische Bildung der 

Heranwachsenden zu, betonen aber die sozialisatorische Verantwortung ihres Berufs-

standes – die Hinführung zu demokratischen Werten wird gleichermaßen als Notwen-

digkeit erachtet; eine Haltung, die eng mit der Befürwortung von Inklusion kovariiert, 

wie die Gießener Studie ableiten lässt. Parallel dazu sehen sie ebenso wenig das Kol-

legium an den Schulen auf die Aufgabe der politischen Bildung vorbereitet wie einen 

adäquaten Beitrag der eigenen Ausbildung dazu, fordern dies aber ein. Die Beurteilun-

gen fallen im Laufe des Studiums zwar günstiger aus, doch bleibt es fraglich, ob dies 

reicht, den Herausforderungen in Schule und Unterricht gewachsen zu sein und den 

theoretischen bzw. gesellschaftspolitischen Erwartungen gerecht zu werden. 
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Interpretierende Anmerkungen 
 

Obgleich mehr theoretisch als empirisch fundiert, rufen Veränderungen in den Werthal-

tungen von Kohorten seit jeher spezifische Generationenbilder hervor: So folgten auf 

die in den 1950er-Jahren politisch ruhige und „skeptische Generation“ (vgl. Schelsky 

1957) in den 1960er-Jahren die politische, kritische und emanzipative „Generation der 

Unbefangenen“ (vgl. Blücher 1966) sowie in den 1970er-Jahren eine rebellische und 

kritisch mitgestaltende „bewegte Generation“ (vgl. Wildenmann/Kaase 1968). Die „Ge-

neration Golf“ (vgl. Illies 2000) der 1980er-Jahre zog sich in private und pragmatische 

Haltungen zurück. Das mündete in den 2000er-Jahren in eine politisch unleidige und 

„pragmatische Generation“ (vgl. Hurrelmann/Albert 2006) mit „mutlosen Demokraten“ 

(vgl. Gille/Krüger 2000) sowie eine politisch ambivalente „diskrete Generation“ (vgl. 

Bargel 2011), hin zur „indifferenten Generation“ (vgl. Dippelhofer 2014a). Dabei evozie-

ren die vorliegenden Befunde, dass die für die systemischen Werthaltungen relevanten 

sozialisatorischen Korrelate – wie Engagement, kommunikative Kompetenzen, Kritikfä-

higkeit, Emanzipation (vgl. Habermas 1990; Kohlberg 1987) – in der Zeit unterschied-

lich gelungen sind und sich die künftige Elite in ihren Haltungen gewandelt hat. 

 

Die empirischen Ergebnisse belegen somit, dass Werte nicht invariant sind. Wie theo-

retisch postuliert, können sie sich im Laufe der Zeit verändern und generationenspezi-

fisch konstituieren. Neben gesellschaftlichen Entwicklungen dürften kohortenspezifi-

sche Reife- und Altersprozesse der Personen eine Rolle spielen (vgl. Gensi-

cke/Neumaier 2014; Meulemann 1996; Parsons/Platt 1990; Mannheim 1970). Die poli-

tische Sozialisationsforschung verweist auf zwei weitere Einflussformen: einerseits 

eine gezielte subjektive Formung – etwa durch ein manifestes Vorgehen oder einen 

latenten Prozess zur Förderung bestimmter Orientierungen in Schule bzw. Hochschule. 

Andererseits wird ein beiläufiges Lernen betont: so in einem manifesten Verständnis 

mittels Übernahme elterlicher Haltungen oder durch latente gesellschaftliche Einflüsse. 

Dabei wird spezifischen, sich durchaus gegenseitig beeinflussenden Lebensphasen 

sowie Gruppen und Institutionen eine zentrale Rolle bei der Bildung politischer Wert-

haltungen eingeräumt – vor allem der Adoleszenz und der Familie (vgl. Rippl/Seipel 

2012). Doch trägt auch die Hochschule als Institution zur Herausbildung und Verfesti-

gung der Überzeugungen bei. Das jedenfalls lassen die in den Daten aufscheinenden 

Verfestigungen mit zunehmender Semesterzahl ableiten. Doch bleibt angesichts der 

beruflichen und gesellschaftlichen Positionen, die die Hochqualifizierten später ein-

nehmen werden, kritisch zu hinterfragen, ob das erreichte Niveau dem entspricht, was 

Universitäten und Pädagogischen Hochschulen als ideelle Aufgabe zugeschrieben und 

theoretisch erwartet wird – besonders hinsichtlich der Demokratie als Lebensform (vgl. 

Hentig 2004). 
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Ferner dürften strukturelle Veränderungen in der Hochschule zum Tragen kommen, die 

zum Teil ebenfalls ökonomisch beeinflusst sind. So wird im Rahmen der Hochschulre-

formen ein Wandel des universitären, kritisch-emanzipativen und gesellschaftspoliti-

schen Anspruches sowie Selbstverständnisses hin zu externen Einflüssen, einer stär-

keren Marktorientierung und Ökonomisierung sowie Verschulung konstatiert (vgl. Dip-

pelhofer 2011a). Neben einer Änderung der institutionellen Identität weg von einer poli-

tischen hin zu einer stärker ökonomischen Sozialisierung, kann dies auch auf die Auf-

merksamkeit der Studierenden für politisch-demokratische Belangen wirken. Obgleich 

diese in der Zeit teilweise drastisch gesunken ist, scheinen trotz ökonomischer Einflüs-

se einige politisch-demokratische Grundfesten Bestand zu haben bzw. wieder zu 

wachsen. Dies lässt den Schluss einer nach wie vor bestehenden kritischen Auseinan-

dersetzung mit diesen Änderungen an der Hochschule ebenso zu, wie dass diese nach 

wie vor ein Ort politischer Sozialisation ist (vgl. Wellie 1996) – das etwa durch eine 

Stärkung studentischer Organe und einen nachhaltigen Einbezug und konstruktiven 

Umgang mit studentischen Belangen zu festigen, dürfte ebenso eine konstruktive Er-

gänzung sein, wie den Blick auf eine offenere und weniger regulierte, gesellschaftspoli-

tische Bezüge einbeziehende Fachkultur zu lenken, wie sie in den Sozialwissenschaf-

ten existiert. Ferner böte eine längere Studienzeit Chancen einer ausgiebigeren Nut-

zung der an der Universität vorhandenen Möglichkeiten zur politischen Bildung; deren 

frühestmögliche Verankerung bei den Studienanfängern dürfte eine Reflexion über ein 

verkürztes Studium einbeziehen. Hinzu könnten semesterübergreifende Veranstaltun-

gen treten, die erneut vertiefende Sozialisationswege für die unterschiedlichen Studie-

rendenkohorten eröffnen – vor allem für inhaltliche wie formale Erfahrungsaustausche 

und Änderungsvorstellungen sowie einen durchgehenden Diskurs über Erwartungen, 

Ideale, Ausbildung und Realität des Lehramtsberufes. 

 

Begleitet wird das durch die Diskussion, inwieweit der gesellschaftliche Wandel zu Än-

derungen beigeträgt: etwa durch ökonomische Entwicklungen. Neben den bestehen-

den Chancen werden zugleich Risiken gesehen, dass sich die Verlierer dieses Wan-

dels – besonders die der akademischen Bildung ferne Klassen – durch Perspektiv- und 

Arbeitslosigkeit weiter abgehängt und weder ernst genommen noch in der Lage zur 

Teilhabe fühlen. Ferner verändert dies die Sicht auf Bildung und deren Ideale, die ne-

gativ auf Faktoren politisch-demokratischer Werte zu wirken scheinen (vgl. Albert et al. 

2015; Krautz 2007; Schulz 2002). Obgleich auch bei den Studierenden Schwankungen 

ihrer politisch-demokratischen Werthaltungen deutlich werden und familiale wie freizeit-

liche Werte an Bedeutung gewinnen, ist das weniger von ihrer sozialen Herkunft ab-

hängig als in der Literatur für Heranwachsende skizziert. Dennoch dürfte der ökonomi-

sche Wandel auch bei der künftigen Elite Zukunftsängste bedingen und den Fokus auf 
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gesellschaftliche Relevanzen verändern: weg von politisch-demokratischen Veranke-

rungen hin zur Stärkung familialer Ideale, die besonders in ökonomisch unsicheren 

Zeiten als zentral erscheinen. Die unterstellte Bedeutung und Überhöhung der Ökono-

mie verschiebt aber nicht dauerhaft die Bedeutung politisch-demokratischer Werthal-

tungen für die künftige Elite. 

 

Als ein weiterer, besonders latent wirkender Erklärungsaspekt, der die ambivalente und 

indifferente Haltung der Studierenden widerspiegelt, böte sich der Faktor der Genüg-

samkeit an. Ähnlich wie in Teilen der Bevölkerung bzw. der Jugend (vgl. Albert et al. 

2015) könnte auch für Studierende im gesellschaftspolitischen Feld mittlerweile vieles 

als selbstverständlich und ohne zwingende Notwendigkeit einer Aufmerksamkeit bzw. 

eines Engagements erscheinen. Es ist ebenso vorstellbar, dass zum einen die Art und 

Weise des inhaltlichen, sozialen wie kommunikativen Umgangs im öffentlichen sowie 

das davon nicht unabhängige parteipolitische Feld diese Haltungen der künftigen Elite 

mit bedingt. Zum anderen könnten die nicht selten schnellen Wechsel von Meinungen 

ohne Diskurse bzw. reflektierte Klärungen zu der in den letzten Jahren vorhandenen 

Lockerung der Werte beigetragen haben – dies böte sich ferner als ein Erklärungsan-

satz für deren regressive politische Selbstverortung an, die als ein Spiegel parteipoliti-

scher Flexibilität interpretierbar ist. In dessen Kontinuum erscheinen Links-Rechts-

Verortungen immer schwerer und darauf abzielende inhaltliche Festlegungen sowie 

kritische Haltungen an Bedeutung verloren zu haben (vgl. Albert et al. 2015). Obgleich 

der in den letzten Jahren ersichtlichen Abnahme scheint die mittlerweile wieder wach-

sende Sympathie für politisch-demokratische Werthaltungen ein Signal zu sein, dass 

Universitäten auch in Zeiten politischer und ökonomischer Umbrüche entsprechend zu 

sozialisieren in der Lage sind. 

 

Ein alle Bereiche durchdringendes Feld stellt Sprache dar – und damit die Fähigkeit zur 

verbalen Kommunikation. Neben dem sozialen Umgang trägt sie auch zur Sinnzu-

schreibung gesellschaftlicher Phänomene bei (vgl. Habermas 2011): so vor allem da-

zu, welche Bereiche als politisch gelten bzw. was politisch ist. Den Befunden folgend 

scheinen die Studierenden besonders die eigenen Forderungen nach Teilhabe und 

Gestaltung ihrer hochschulischen Umwelten weniger als politisch zu begreifen – ob-

gleich diese, dem grundlegenden Politikverständnis folgend, das eigene Gemeinwesen 

durch Einflussnahme und konkrete Ziele formen wollen und dafür auch eintreten bzw. 

dies einfordern (vgl. Kißler 2014; Fuchs-Heinritz 2007). Neben hochschul- und studie-

rendenpolitischen bzw. fachlichen Zusammenhängen äußert sich das auch in der Be-

tonung sozialer Belange, die über die Hochschule hinaus gesamtgesellschaftliche Fel-

der tangieren, bisher aber nicht als politisch wahrgenommen wurden. Der Wandel der 
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Sprache berührt auch empirische Zeitvergleiche, die, wie im Studierendensurvey der 

Fall, auf der Grundlage von Instrumenten mit identischen Operationalisierungen vorge-

nommen werden. Sie sind möglicherweise gefangen in vormals aktuellen Definitionen 

und Formulierungen, die aber in der Zeit eine Bedeutungsverschiebung erfahren haben 

und ggf. nicht mehr aktuell sind. Die in den Daten ermittelten Veränderungen könnten 

deshalb auch solche Effekte indizieren. 

 

Hinzu treten die im Zuge der Moderne diskutierten Phänomene Individualisierung und 

Pluralisierung von Lebenswegen und -phasen (vgl. Beck 1986), um Veränderungen 

von Werthaltungen zu reflektieren. Deren Einfluss erscheint durch die seit jeher beton-

te Rolle der Familie bei der politischen Sozialisation und der Frage nach der ihnen un-

terstellten Pluralisierung (vgl. Schneider 2001; Geißler 1996) auch bei den Studieren-

den nicht im prognostizierten Maße untermauerbar – zumal das familiale Feld für sie in 

den letzten Jahren in der Hierarchie der Lebenssphären immer bedeutsamer wird. 

Trotz unterstellter Wahlmöglichkeiten scheinen die Hochqualifizierten zudem in der 

Betonung einiger der grundlegenden Merkmale politisch-demokratischer Haltungen 

über die Jahre hinweg nicht nur konstant zu sein, sondern sich ihnen wieder verstärkt 

zuzuwenden – sowohl auf der gesamtgesellschaftlichen als auch der universitären 

Ebene. Dabei lässt die wachsende Zustimmung für hochschul- wie studierendenpoliti-

sche Aufgaben für studentische Vertretungen den Schluss einer sich als eigenständige 

Gruppe wahrnehmenden Studierendenschaft zu – und damit die Chance, eine studen-

tische Identität zu festigen (vgl. Mead 1967). Deren Entwicklung dürfte sich weniger 

durch spezifische Individualisierungen und Pluralisierungen, sondern mehr am gesell-

schaftspolitischen Selbstverständnis der Universität und einer entsprechenden Bildung 

orientieren. 

 

Insgesamt dürfte weniger von monokausalen Erklärungen der sich verändernden Be-

funde ausgegangen werden; diese sollten zudem nicht losgelöst von gesamtgesell-

schaftlichen sowie der unmittelbaren Umwelt der betreffenden Entscheidungen disku-

tiert werden. Obgleich der über Generationen hinweg immer wieder als kritisch einge-

stuften Sichtweisen sind neben seit jeher stabilen auch wieder wachsende Werthaltun-

gen bei der künftigen Elite erkennbar – was durchaus als ein Erfolg der bisherigen poli-

tischen Sozialisationsarbeit interpretiert werden kann (vgl. Rippl/Seipel 2012). Wenn-

gleich sich die aktuelle studentische Generation im Vergleich zu früheren nicht mehr in 

derselben Form politisch-demokratisch ausgeprägt präsentiert, zeigt sich ein großes 

Potenzial hierzu sowie entsprechende Hinweise, dies inhaltlich wie methodisch auszu-

schöpfen und zu erfassen. 
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5 Ausblick 
 

Das Augenmerk der vorliegenden Ausführungen liegt auf den politisch-demokratischen 

Werthaltungen von Studierenden und der besonderen Rolle, die auf die angehenden 

Lehrerinnen und Lehrern zukommt und auf die sie vorbereitet sein müssen. Denn sie 

sind wichtige professionelle Akteure, die auch jenseits von Unterrichtsfächern zur ent-

sprechenden Bildung der Schülerschaft beitragen und damit einen wesentlichen Anteil 

an der Tradierung und weiteren Gestaltung der demokratischen Gesellschaft haben. 

Dieser Beitrag plädiert deshalb dafür, diesen Themenkreis als einen zentralen Gegen-

stand der empirischen Bildungs- und Hochschulforschung zu verankern. Das erscheint 

aus mehreren Gründen fruchtbar: So tangiert dies unmittelbar die Schnittstelle von 

Bildungsinstitutionen und der auf das Gesellschaftssystem bezogenen Werte der Be-

völkerung. Ergründet werden grundlegende Festen sozialer und individueller Zusam-

menhänge, die Vorstellungen und Orientierungen der Individuen sowie deren Soziali-

sationsprozesse. Hinzu tritt der Blick auf Bildung: sowohl hinsichtlich seines Anspru-

ches als auch seiner Realisierung – und damit bezüglich der Modellierung demokrati-

scher Strukturen, die auf ökonomischen Überlegungen basieren oder identitäre For-

men anvisieren. Ferner wird mit der Studierendenschaft eine Klientel fokussiert, die als 

Teil der künftigen Funktionselite aufgefordert ist, überzeugt und überzeugend die 

grundlegenden gesellschaftspolitischen Werthaltungen an die nachwachsenden Gene-

rationen zu vermitteln – etwa als schulische Lehrkräfte. Sie sind damit herausragende 

Multiplikatoren, die gesamtgesellschaftlich wie individuell wirken. 

 

Die empirisch gefundenen Ambivalenzen in den politisch-demokratischen Werthaltun-

gen der Studierenden und ihre Neigung zur Indifferenz rufen Öffentlichkeit und Wis-

senschaft zur steten Reflexion jener Bildungsinhalte und -vorstellungen auf, die dem 

Fundament des bestehenden Gesellschaftssystems zugrunde liegen und die es zu 

vermitteln gilt. Eine Auseinandersetzung mit diesem Problemkreis ist nicht zuletzt in 

Anbetracht der politischen Entwicklungen in orientalischen und amerikanischen sowie 

auch ganz besonders in den europäischen Ländern und des Zuspruchs, den populisti-

sche Parteien erfahren, angezeigt – dies gilt auch umgekehrt: Eine frühzeitige politi-

sche Bildung wäre unabdingbar für Heranwachsende mit Migrationshintergrund; denn 

auch sie gilt es, so früh wie möglich in das demokratische System zu inkludieren. Von-

nöten sind kontinuierliche Diskussionen und Handlungen im wissenschaftlichen wie 

öffentlichen Raum. Sie böten die Chance, Bildung als Wert an sich sowie als Entwick-

lungs- und Verankerungsmotor von Werthaltungen in theoretischer und praktischer 

Gestaltung zu erkennen – sowohl in Schulen zur Bildung der nachwachsenden Gene-

rationen als auch an Hochschulen mit Blick auf die Vorbereitung der künftigen Elite 
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darauf. Ein Fokus auf diese Bildungsinstitutionen und ihren Wandel könnte das ergän-

zen: etwa durch einen öffentlichen und gesellschaftliche Zusammenhänge einbezie-

henden Diskurs über die Inhalte, Vermittlungsformen und Möglichkeiten, einen Rah-

men für politisch-demokratische Identitäten zu bieten. 

 

Anregungen für die künftige empirische Forschung 
 

Die theoretischen wie strukturellen Diskurse profitieren in hohem Maße von einer ver-

tiefenden empirischen Forschung: so zum einen aufgrund der späteren Stellung der 

Studierenden in gesellschaftlichen Schlüsselpositionen, die von bestimmten sozialen 

Erwartungen begleitet werden, wie die Elitestudie von Hartmann (2004) gezeigt hat. Es 

gilt, für andere Berufsgruppen wie die der Lehrkräfte analoge, erfahrungswissenschaft-

lich fundierte Erkenntnisse zu generieren. Zum anderen böte dies die Chance, stetig 

die Realisierung gesellschaftlicher bzw. politischer Ideale zu prüfen und etwaige Hand-

lungsvorschläge zu ihrer Optimierung zu skizzieren. Hinzu tritt die Möglichkeit, den 

Begriff Bildung und die Umsetzung der ihm zugeschriebenen Werte näher zu beleuch-

ten – das gilt ebenso für die Bildungsinstitutionen. Die in dieser Abhandlung vorgeleg-

ten Befunde lassen zudem für ein breiteres Verständnis des Begriffs „studentische 

Werte“ und deren Untersuchung plädieren. Wie von Parsons/Platt (1990) postuliert, 

stehen die politisch-demokratischen Orientierungen nicht isoliert, sie variieren inner-

halb eines Spektrums und kovariieren zugleich mit anderen Bereichen. Es ist von ho-

hem Interesse, solche Konfundierungen gerade in Bezug auf die professionellen As-

pekte detaillierter aufzudecken und deren Bewährung im internationalen Vergleich zu 

sondieren. In einem vor Kurzem begonnenen Projekt des Autors wird dem aktuell 

nachgegangen (vgl. Dippelhofer/Mußmann/Feyerer 2016). Zudem werden die längs-

schnittlichen Gießener Erhebungen die Chance bieten, die Stabilität der Werthaltungen 

im Übergang vom Studium bis hinein in den Beruf zu ermitteln.  

 

Des Weiteren ist die Forschung aufgerufen, über den hier verwendeten quantitativ-

standardisierten Ansatz nachzudenken. Dieser orientiert sich am Instrumentarium von 

seit Langem bestehenden Studien – so bei der Beleuchtung der politisch-

demokratischen Werthaltungen (vgl. Ramm et al. 2014; Kaase 1971). Deren unverän-

derter Einsatz basiert primär auf dem Erhalt der Vergleichbarkeit mit bereits vorhande-

nen Analysen, wie dem Studierendensurvey, deren Fragebatterien sich ähnlich in an-

deren Untersuchungen finden. Dies ist sinnvoll, lässt aber zu wenig Raum für Neuent-

wicklungen. Der soziale Wandel, dem auch die politisch-demokratischen Werte unter-

liegen, erfordert angemessene Operationalisierungen. Es wird darauf ankommen, me-

thodisch auf gesellschaftliche Veränderungen zu reagieren und den Gehalt zentraler 

Indikatoren auf ihre Realitätserfassung zu prüfen und ggf. zu optimieren. Generell stellt 
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sich mit der Adaption seit Langem verwendeter Instrumente die Frage nach ihrer Kom-

plexität und Aktualität: etwa hinsichtlich der Stärke des Interesses an allgemein-, hoch-

schul- und studierendenpolitischen Feldern. Das wird mit Blick auf verschiedene Inten-

sitätsformen der Teilhabe an hochschulischen Einrichtungen ergänzt. 

 

Die Entwicklung neuer Fragebatterien und Skalierungen ist auch in Bezug auf die be-

rufliche Qualifizierung angezeigt, wie sie etwa für die Zuschreibung von Verantwortlich-

keiten und Vermittlungsfähigkeiten von Lehrkräften sowie deren hochschulische Vorbe-

reitung hier vorgelegt wurden (vgl. Dippelhofer 2009). Dabei hat es sich bewährt, ne-

ben Ordinalskalierungen, die die Ausprägung der Werthaltungen und Einschätzungen 

erkunden sollen, Doppelskalierungen einzusetzen. Sie erlauben, die Beschreibung von 

sozialer Realität und die darauf bezogenen Wünsche analytisch auseinander zu halten 

– das beinhaltet Vergleiche zwischen Ist-Zuständen und Soll- bzw. gewünschten Gefü-

gen. Deren erstmaliger Einsatz in der Pädagogischen Hochschulen Freiburg gilt es, in 

weiteren Untersuchungen konstruktiv zu bearbeiten; neben ihrer methodischen Aussa-

gekraft schließt dies die zu erfüllenden Erwartungen der Lehrkräfte ein. Für eine tiefer-

gehende Betrachtung dieses Themenreigens wird die Entwicklung weiterer Indikatoren 

erforderlich sein, die die politisch-demokratischen Werthaltungen der künftigen Elite 

sowie im Besonderen der künftigen Lehrkräfte ebenso eruieren wie deren Vermitt-

lungsstrategien. 

 

Indem explizit eine Kategorie für das Nicht-Wissen vorgesehen ist, werden zu pau-

schale Einordnungen verhindert. Denn zu starre Antwortkategorien müssen nicht die 

wirkliche Haltung widerspiegeln und können soziale Erwünschtheit sowie „Pseudomei-

nungen“ hervorrufen, die ihrerseits aus Uninteressiertheit und als zu komplex empfun-

den Sachverhalten resultieren können (vgl. Reuband 2000). Beispielsweise erfolgt die 

Dokumentation der politischen Selbstverortung in einem Links-Rechts-Kontinuum; die 

Antwortmöglichkeit „kann ich nicht beurteilen“ bietet hier die Chance, sich nicht veror-

ten zu müssen – eine Möglichkeit, die von einem beträchtlichen Teil der Befragten in 

Anspruch genommen wird. 

 

Schließlich könnten neben quantitativen Momentaufnahmen und Erhebungen qualitati-

ve Vorgehensweisen neue Einsichten erbringen, die über entsprechende Ergänzungen 

oder Anlassgeber für triangulierende Zugriffe hinausgehen. Denn neben den Zuschrei-

bungen an den Wertebegriff dürften gerade der Bedeutungswandel der Begriffe Politik 

und Demokratie und die neuen Medien, die dies transportieren, nach grundlegenden 

semantischen Studien verlangen. Sie hätten herauszufinden, was heutige Studierende 

unter diesen Begriffen verstehen, welche kognitiven und affektiven Merkmale und Fel-

der sie ihnen zuordnen, wie sie über die Gewaltenteilung denken und welche Partizipa-
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tionsformen und Chancen sie mit ihnen verbinden. Aufsätze, Gruppendiskussionen 

oder Einzelinterviews, aber auch inhaltsanalytische Auswertungen vorliegender Texte 

und Stellungnahmen bieten sich hierzu an – so etwa politische bzw. öffentliche wie 

juristische Verbreitungen und ihre Aufbereitungen. 

 

Unabhängig vom methodischen Ansatz wird es darauf ankommen, erneute Längs-

schnitterhebungen zu initiieren, um Kausalbeziehungen bei individuellen und sozialen 

Sozialisationsprozessen sowie gesellschaftliche Wandlungen und Einflüsse hochschu-

lischer Bildung konturieren zu können (vgl. Framhein et al. 1981). Darauf basierende 

Studien könnten Studierende und Hochschule in ihrer gesellschaftlichen Bedeutung 

reflektieren und theoretisch stärken – vor allem im Zusammenhang mit der Reichweite, 

Realisierung und gesellschaftlichen Wirkungen von Bildungserwartungen. Dies böte 

Anknüpfungspunkte, weitere als gesellschaftlich grundlegend erachtete Felder zu dis-

kutieren – etwa hinsichtlich Governance-Strukturen und Transintentionalität (vgl. Bor-

man/Brüsemeister/Niedlich 2016; Pasternack 2009), die auch in den Bildungsinstitutio-

nen zunehmend Relevanz gewinnen. 
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Anmerkungen 
 

1 An wenigen Stellen werden neuere Publikationen bzw. Vorträge ergänzend zitiert, die nicht als Bele-
ge für die Habilitationsleistung eingereicht wurden. 

 

2 Die vorliegende Abhandlung legt den Schwerpunkt auf die Würdigung der empirischen Erkenntnisse 
zu den politisch-demokratischen Werthaltungen von Studierenden. Deshalb wird auf eine ausführli-
che Explikation des erkenntnisleitenden Begriffes und seiner Konnotationen, wie Einstellungen, 
Überzeugungen oder Meinungen, verzichtet. Wenn solche Bezeichnungen im Text benutzt werden, 
dann aus stilistischen Gründen.  

 

3 Wiederum würde eine ausführliche Darlegung der verschiedenen theoretischen Positionen (vgl. dazu 
Dippelhofer 2008) den Rahmen dieser Arbeit sprengen. Präsentiert werden ausgewählte Ansätze, 
die den Spannungsbogen von Überlegungen zur Herrschaftssicherung einerseits und der identitären 
Lebensform andererseits illustrieren.  

 

4 Auch diese Begriffe weisen Feinheiten und Überlappungen auf, die hier außer Acht gelassen werden. 
Zudem ist es nicht das Ziel, auf die – vor allem in der Erziehungswissenschaft intensiv geführte – 
Diskussion zur geisteswissenschaftlichen Verwurzelung und der generellen Bedeutung in der Ge-
genwart einzugehen (vgl. hierzu Hentig 2009, Klafki 2013, Marotzki 1994). 

 

5 Unbeschadet des Fokus‘ auf Bildung sind politisch-demokratische Werthaltungen auch als Ergebnis 
von Sozialisation und Erziehung interpretierbar. Insofern verwendet der vorliegende Text ab und an 
auch diese Begriffe. 

 

6 Fachhochschulen sowie spezielle Hochschultypen bleiben an dieser Stelle außen vor, weil sich die in 
Kapitel 4 zu präsentierenden Befunde primär auf Studierende an Universitäten sowie der Pädagogi-
schen Hochschule stützen. Allerdings beziehen die von der Hochschulforschung präsentierten globa-
len Ergebnisse nicht selten Stichproben an Fachhochschulen und Universitäten ohne analytische Un-
terscheidung ein. 

 

7 Die eigenen empirischen Erhebungen und Auswertungen analysieren Daten, die mit standardisierten 
Instrumenten erhoben wurden. Deshalb richtet sich das Augenmerk in Kapitel 3 auf den Ertrag ver-
gleichbarer Ansätze, ohne qualitative Datensätze gänzlich zu vernachlässigen. Dies impliziert keine 
Geringschätzung qualitativer Studien. Vielmehr haben gerade sie methodisch interessante Vorge-
hensweisen entwickelt und Befunde vorgelegt, die in der Hochschulforschung Beachtung verdienen 
(vgl. bspw. die Beiträge in Lange-Vester/Sander 2016).  

 

8 Der Datensatz wurde freundlicherweise von der Arbeitsgruppe Hochschulforschung zur Verfügung 
gestellt. Er ist zudem über GESIS öffentlich zugänglich. Wie in anderen Surveys auch, nahm der 
Rücklauf kontinuierlich ab – von einstmals 40% auf 19% bei der 12. Erhebung. Doch entsprechen die 
soziodemografischen Merkmale nach wie vor weitgehend denen der Grundgesamtheit (vgl. Ramm et 
al. 2014). Zu diesem Zeitpunkt haben 4.884 Personen teilgenommen, davon sind 3506 an Universitä-
ten eingeschrieben, 595 streben explizit den Lehrerberuf an.  

 

9 Da die für die Habilitation vorgelegten Publikationen sich zum Teil auf ältere Erhebungen des Kon-
stanzer Studierendensurveys stützen, wurden die auf 2013 bezogenen bivariaten Analysen zwischen 
Studierenden im Lehramt versus jenen der Referenzgruppe nachträglich in Form von Medianverglei-
chen berechnet. Hier wie in den anderen Analysen wird dann von Unterschieden zwischen Teilstich-
proben berichtet, wenn die Signifikanzschranke von 5% erreicht bzw. unterschritten ist.  

 

10 Die Summenskala „Demokratische Prinzipien“ geht zurück auf die Fragebatterie von Kaase (1971). 
In dieser wird in einer siebenstufigen Likert-Skala aufgefordert, sich ablehnend bis zustimmend zu 
fünf Aussagen zu positionieren: Sie beziehen sich auf die Bewertung, dass Auseinandersetzungen 
zwischen verschiedenen Interessensgruppen und ihre Forderungen an die Regierung schädlich für 
das Allgemeinwohl sind, es nicht die Aufgabe einer politischen Opposition ist, die Regierung zu kriti-
sieren, als vielmehr sie zu unterstützen, es in jeder Gesellschaft Konflikte gibt, die nur mit Gewalt 
lösbar sind, der Bürger sein Streik- und Demonstrationsrecht verliert, wenn damit die öffentliche Si-
cherheit gefährdet wird sowie dass jeder das Recht hat, jederzeit für seine Überzeugungen auf die 
Straße gehen zu können. Diese Items wurden von der AG Hochschulforschung in einen gruppierten 
Summenscore mit den Ausprägungen 1=vehement demokratisch bis 6= stark undemokratisch zu-
sammengeführt und in den Datensatz implementiert.  

 

11 Auf Belege für einzelne Zahlen, Erhebungszeitpunkte sowie Stichproben wird aus Gründen der Kürze 
verzichtet; sie können in den eingereichten Aufsätzen nachgelesen werden. Auch beziehen sich die 
Aussagen zuweilen nicht nur auf Studierende im Lehramt. Das Ziel hier ist es, die Antwortstrukturen 
im Groben nachzuzeichnen, wobei davon ausgegangen wird, dass sich Studierende im Lehramt gra-
duell, aber nicht grundsätzlich von anderen Kommilitoninnen und Kommilitonen unterscheiden. 

 

12 Bei der Erfassung von Verantwortungs- und Vorbereitungszuschreibungen werden Doppelskalierun-
gen eingesetzt – und damit die Chance eröffnet, das Zueinander von der Beschreibung als Ist-
Zustand und den Wünschen der Befragten abzubilden. Ergänzt wird das jeweils durch die Möglich-
keit, ein Nicht-Wissen zu artikulieren, um zu pauschalen Einordnungen vorzubeugen, die nicht die ei-
gene Haltung spiegeln müssen, sondern ggf. soziale Erwünschtheiten sowie „Pseudomeinungen“ 
(vgl. Reuband 2000). 
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